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Geschaftsbereich der Bundeskanzlerin und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter Nach welchem Verfahren wird fiir die kommen-
Erhard Grundl den Jahre der Standort des sich gerade in der Pla-
(BUNDNIS 90/ nung befindenden Jazzpreises, wie aus der Ant-
DIE GRUNEN) wort der Beauftragten der Bundesregierung fiir

Kultur und Medien, Staatsministerin Monika
Griitters, vom 23. September 2019 auf das Be-
richterstattergesprach hervorgeht, bestimmt, und
wie bewertet die Kulturstaatsministerin Monika
Griitters ein Rotationsprinzip in der Standortfrage
fiir den Jazzpreis ab 20207

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und
Medien, Staatsministerin Monika Griitters
vom 4. Oktober 2019

Die Mittel fiir den Jazzpreis wurden im Zuge der parlamentarischen Be-
ratungen zum Bundeshaushalt 2019 zur Verfligung gestellt. Mit der Be-
reitstellung der Mittel war seitens des Parlaments bereits eine Erwar-
tungshaltung fiir die Hansestadt Hamburg als Austragungsort verbunden.

Die Frage des Vergabeorts von Bundespreisen im Kulturbereich ist je
nach der Art und den Rahmenbedingungen des Preises zu entscheiden.
Es gibt Preise, die aus der Sache heraus oder aufgrund langjahriger Ver-
gabepraxis standortgebunden sind, wie zum Beispiel die Bérenpreise der
Berlinale oder der Georg-Dehio-Preis. Beim Kinoprogrammpreis, beim
Buchhandlungspreis oder dem Theaterpreis ist im Regelfall der Ort des
letztjahrigen Hauptpreisgewinners gesetzt. Bei einigen Bundespreisen
hat sich das Rotationsprinzip bewéhrt, um mit der Standortwahl eine
Wertschétzung der Vielfalt der jeweiligen Branche im gesamten Bundes-
gebiet auszudriicken. Dabei wird eine Kofinanzierung der jeweiligen
Kommunen und Lénder erwartet.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Finanzen

2. Abgeordnete In welcher Hohe gewihrten die Bundesministeri-
Canan Bayram en an externe Personalagenturen jeweils pramien-
(BUNDNIS 90/ artige geldwerte Vorteile fiir die erfolgreiche Ge-

DIE GRUNEN) winnung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
im Jahr 2018 (bitte nach Bundesministerien und
jeweiligem Finanzaufwand aufschliisseln), und in
welcher Hohe haben die Bundesministerien je-
weils solche Ausgaben in ihren Haushaltsentwiir-
fen beziehungsweise Wirtschaftsplanen fiir 2020
eingeplant (bitte nach Bundesministerien und je-
weiligem Finanzaufwand aufschliisseln)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 4. Oktober 2019

Im Jahr 2018 gewéhrten neun Bundesministerien keine pramienartigen
geldwerten Vorteile an externe Personalagenturen fiir die Gewinnung
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Solche Ausgaben sind in den
Haushaltsentwiirfen fiir 2020 auch nicht eingeplant.

Fiinf Bundesministerien konnten die Frage innerhalb der vorgegebenen
Frist nicht abschlieBend priifen.

In diesem Zusammenhang mochte ich darauf hinweisen, dass der Abge-
ordnete Soren Pellmann (DIE LINKE.) im Juli 2019 zu diesem Thema
folgende Frage stellte: ,,Wie viele Stellen wurden in den verschiedenen
Bundesministerien nach Kenntnis der Bundesregierung 2018 durch die
erfolgreiche Suche mittels eines sogenannten ,,Headhunters® besetzt
(bitte nach Ministerien einzeln in absoluten und prozentualen Zahlen
aufschliisseln), und welche Kosten entstanden der Bundesrepublik da-
durch?*.

Diese Frage wurde wie folgt beantwortet:

Im Jahr 2018 wurden in den Bundesministerien keine Stellen mittels
sog. ,,Headhunter* besetzt.

3. Abgeordnete Inwieweit sieht die Bundesregierung flir das im
Dr. Franziska Juni 2014 an die Bundesanstalt fiir Immobilien-
Brantner aufgaben {iibergebene Geldande ,,Patrick-Henry-
(BUNDNIS 90/ Village* Zwischennutzungen hinsichtlich Woh-
DIE GRUNEN) nen, Gewerbe und Kultur vor (bitte auch den Zeit-

plan fiir das weitere Vorgehen auflisten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 30. September 2019

Die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA) und die Stadt Hei-
delberg sind sich einig, dass auf dem Patrick-Henry-Village bis zur Ent-
wicklung des neuen Stadtteils Zwischennutzungen Hinsichtlich Wohnen,
Gewerbe, Kultur sowie kurzfristigen Eventnutzungen grundsitzlich er-
moglicht werden sollen. So wurde beispielsweise im Juli 2019 unter der
Schirmherrschaft der Stadt Heidelberg und mit Unterstiitzung der BImA
das METROPOLINK-Festival fiir urbane Kunst auf dem Gelédnde veran-
staltet.

Ein konkreter Zeitplan fiir die Umsetzung der einzelnen Zwischennut-
zungen kann beim derzeitigen Stand der Planungen noch nicht aufge-
stellt werden, da die Zwischennutzungen teilweise umfangreicher Er-
schlieBungs- und Sanierungsarbeiten im Vorfeld bediirfen.

Im Ubrigen werden Teilflichen des Patrick-Henry-Village seit Dezem-
ber 2014 fiir ein Ankunftszentrum fiir Asylsuchende und eine Nebenstel-
le des Bundesamts flir Migration und Fliichtlinge (BAMF) genutzt. Die
Dauer dieser Nutzung ist ungewiss.
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4. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die verfassungsrechtli-
Christian Diirr che Notwendigkeit eines Freigabegesetzes, um
(FDP) den Lédndern die Gesetzgebungskompetenz und

somit die Moglichkeit einer fortlaufenden Erhe-
bung der Grundsteuer zu geben, falls bis zum
31. Dezember 2019 keine Neuregelung gefunden
wird und die Grundsteuer ab dem 1. Januar 2020
nicht mehr erhoben werden darf?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 1. Oktober 2019

Die Bundesregierung geht fest davon aus, dass es gelingt, bis zum
31. Dezember 2019 die Gesetzgebungsverfahren zur Grundsteuerreform
abzuschlieBen. Im Ubrigen duBert sich die Bundesregierung zu hypothe-
tischen Fragestellungen grundsitzlich nicht.

5. Abgeordneter Wie verhilt sich nach Kenntnis des Bundesminis-
Markus Herbrand teriums der Finanzen (BMF) die Anzahl der seit
(FDP) Juni 2019 jeweils pro Monat bei der Financial In-

telligence Unit (FIU) eingegangenen Verdachts-
meldungen auf Geldwédsche bzw. Terrorismustfi-
nanzierung zu der Anzahl von Meldungen, die
seitdem jeweils zum Monatsende an Strafverfol-
gungsbehorden weitergeleitet wurden, ins soge-
nannte Monitoring verschoben wurden oder bei
der FIU in Bearbeitung waren (bitte tabellarisch
darstellen und dabei (vorldaufige) Angaben aus
dem Monat September 2019 integrieren), und wie
wird vor diesem Hintergrund den Hinweisen auf
Straftaten, die sich aus dem im Monitoring der
FIU gefiihrten Meldungen fiir die Strafverfol-
gungsbehorden ergeben konnten, und die nicht
mit Geldwische bzw. Terrorfinanzierung wohl
aber mit anderen Delikten in Bezug stehen, umge-
gangen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sarah Ryglewski
vom 2. Oktober 2019

In den Bearbeitungsprozessen der FIU ist sichergestellt, dass jede einzel-
ne eingehende Verdachtsmeldung umgehend gesichtet, erstbewertet und
entsprechend priorisiert wird.

Félle, bei denen beispielsweise ein Bezug zu Terrorismusfinanzierung
oder ein konkreter Gefdhrdungssachverhalt mit zeitlicher Dringlichkeit
festgestellt wird, werden unverziiglich bearbeitet, um diese schnellst-
moglich an die zustidndigen Strafverfolgungsbehdrden abzugeben. Dies
gilt ebenso fiir sog. ,,Fristfalle” im Sinne von § 46 GwG.

Fiir die Bearbeitung der Verdachtsmeldungen wurden unter Beteiligung
der Strafverfolgungsbehérden zudem sogenannte Risikoschwerpunkte
im Bereich der Geldwische und Terrorismusfinanzierung festgelegt.
Diese dienen dazu, Verdachtsmeldungen ab Eingang bei der FIU risiko-
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orientiert erstzubewerten und zu analysieren und hierdurch die Arbeits-
prozesse der FIU weiter zu optimieren. Sie finden erst seit Juli 2019 in
der FIU Anwendung. Erste Auswirkungen dieser Umstellung diirften
erst in einigen wenigen Monaten sichtbar werden. Verdachtsmeldungen,
die sich nach Erstbewertung in Bearbeitung befinden und einem dieser
Risikoschwerpunkte zugeordnet wurden, werden vordringlich bearbeitet
und zielgerichtet an die Strafverfolgungsbehdrden abgegeben. Hierdurch
begegnet die FIU auch dem erheblich angewachsenen Meldeaufkom-
men.

Entsprechend dem geschilderten Prozess der Erstbewertung haben alle
sich noch in Bearbeitung befindlichen Verdachtsmeldungen den Prozess
der Erstsichtung und -bewertung bereits durchlaufen.

Zur weiteren Unterstiitzung der Erstbewertungs- und Analyseprozesse
entwickelt die FIU ferner seit 2018 eine KI-Komponente, deren Produk-
tivsetzung fiir Anfang 2020 vorgesehen ist. Die KI wird in der Lage
sein, die Analysten/innen durch gezielte Hinweise und eine risikoorien-
tierte Priorisierung (Scoring) der eingehenden Verdachtsmeldungen ef-
fektiv zu unterstiitzen. Relevante Muster sollen sowohl in den eingehen-
den Verdachtsmeldungen als auch kiinftig in den bereits im Bestand vor-
handenen Verdachtsmeldungen automatisiert erkannt und aufgezeigt
werden.

Die erfragten Daten der Monate Juni bis August 2019 kénnen der nach-
stehenden Tabelle entnommen werden:

Monat/Jahr Eingegangene Abgaben Monitoring In Bearbeitung
Verdachtsmeldungen nach Erstbewertung
06/19 8.542 2.949 2.110 39.490
07/19 11.039 3.263 3.604 43.662
08/19 9.694 3.463 3.861 46.032

Die vorldufigen Zahlen des laufenden Monats September 2019 konnen
derzeit nicht validiert ausgewiesen werden. Sie werden unaufgefordert
nachgereicht, sobald sie vorliegen.

Bei den Angaben in den Spalten ,,Abgaben®, ,,Monitoring™ sowie ,,In
Bearbeitung nach Erstbewertung* handelt es sich um Gesamtzahlen. Die
im betreffenden Monat jeweils abgegebenen, im Monitoring und in der
Bearbeitung befindlichen Meldungen sind daher nicht deckungsgleich
mit den in diesem Monat eingegangenen Verdachtsmeldungen.

Verdachtsmeldungen, die sich im Monitoring befinden, werden stetig
mit neu eingehenden Verdachtsmeldungen abgeglichen. Sobald die im
Monitoring befindliche Verdachtsmeldung aufgrund neuer Informatio-
nen und Erkenntnisse zu einem werthaltigen Sachverhalt mit Beziigen
zu Geldwésche, Terrorismusfinanzierung oder einer sonstigen Straftat
Herstarkt™, erfolgt eine Abgabe an die jeweilige Strafverfolgungsbehor-
de. Bei der Entscheidung, eine Verdachtsmeldung in das Monitoring zu
geben, handelt es sich folglich nicht um eine abschlieBende Entschei-
dung.

Verdachtsmeldungen, die nicht mit Geldwésche bzw. Terrorismusfinan-
zierung, sondern mit anderen Delikten in Zusammenhang stehen, wer-
den mit einem vereinfachten Abgabeschreiben an die jeweilige Strafver-
folgungsbehdrde iibermittelt.

Die stetig wachsende Zahl von Verdachtsmeldungen zeigt, dass die Ver-
anderung des Rechtscharakters der vormaligen ,,Verdachtsanzeigen® in
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Verdachtsmeldungen zu einer — beabsichtigten — niedrigeren ,,Hemm-
schwelle” der Verpflichteten zur Abgabe einer Verdachtsmeldung ge-
fithrt hat. Dariiber hinaus spricht der Anstieg zudem fiir eine erhdhte
Sensibilisierung der Verpflichteten. Dies zeigt insbesondere die immens
gestiegene Anzahl von Meldungen neuer Marktteilnehmer (Online-Ban-

ken).

6. Abgeordneter Welche Erfolge konnte der Zoll im Hinblick auf
Markus Herbrand Ermittlungen im Darknet — etwa im Hinblick auf
(FDP) die Beschlagnahmung von Waffen, Drogen und

illegalen Geldern oder die Bekdmpfung von Pros-
titution und Menschenhandel — seit Januar 2019
verbuchen, und wie hoch ist diesbeziiglich der
Wert an Kryptowédhrungen in Euro, den das Zoll-
kriminalamt (ZKA) entweder fiir Ermittlungszwe-
cke selbst angeschafft oder im Rahmen von Er-
mittlungen konfisziert hat (bitte zwischen vom
ZKA fir Ermittlungszwecke angeschafften und
konfiszierten Werten unterscheiden und nach
Kryptowdhrung, Anzahl der Coins und Geldwert
in Euro aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sarah Ryglewski
vom 30. September 2019

Die Bundesregierung beantwortet die im Rahmen des parlamentarischen
Fragerechts angefragten Sachverhalte gegeniiber dem Deutschen Bun-
destag grundsitzlich transparent und vollstindig, um dem verfassungs-
rechtlich verbrieften Aufklarungs- und Informationsanspruch des Deut-
schen Bundestages zu entsprechen.

Zwar ist der parlamentarische Informationsanspruch grundsétzlich auf
die Beantwortung gestellter Fragen in der Offentlichkeit angelegt. So-
weit parlamentarische Anfragen Umsténde betreffen, die aus Griinden
des Staatswohls geheimhaltungsbediirftig sind, hat die Bundesregierung
aber zu priifen, ob und auf welche Weise die Geheimhaltungsbediirftig-
keit mit dem parlamentarischen Informationsanspruch in Einklang ge-
bracht werden kann (BVerfGE 124, Seite 161, 189).

Die Bundesregierung ist nach sorgfiltiger Abwigung zu der Auffassung
gelangt, dass die Frage aus Geheimhaltungsgriinden nicht in dem fiir die
Offentlichkeit einsehbaren Teil beantwortet werden kann. Die erbetenen
Auskiinfte sind geheimhaltungsbediirftig, weil die erfragten Informatio-
nen Riickschliisse auf den kriminalitdtsbezogenen Informationsstand so-
wie die Arbeits- und Vorgehensweise des Zolls ermdglichen wiirden. Bei
einer Verodffentlichung der fragegegenstindlichen Informationen ent-
stiinde die Gefahr, dass Art und Umfang der Ermittlungen im Darknet
sowie Fahigkeiten, Methoden und Informationsquellen des Zolls einem
nicht eingrenzbaren Personenkreis bekannt wiirden, was sich sowohl auf
die staatliche Aufgabenwahrnehmung im Gefahrenabwehrbereich wie
auch auf die Durchsetzung des staatlichen Strafverfolgungsanspruchs
auBerordentlich nachteilig auswirken wiirde.

Die Antwort der Bundesregierung muss daher aus Griinden des Staats-
wohls gemil § 4 Absatz 2 Nummer 4 des Sicherheitsiiberpriifungsgeset-
zes (SUG) i. V.m. § 2 Absatz2 Nummer 4 der Allgemeinen Verwal-
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tungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz (Verschlusssachenanwei-
sung — VSA) des Bundesministeriums des Innern als Verschlusssache
des Geheimhaltungsgrades ,,VS — NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH* eingestuft werden und wird als nicht zur Verdffentlichung in
einer Bundestagsdrucksache bestimmte Anlage iibermittelt.” Mit der Ge-
heimschutzordnung des Deutschen Bundestages ist ein Instrument ge-
schaffen, das es den Abgeordneten des Deutschen Bundestages ermog-
licht, die entsprechenden Informationen einzusehen. Dem parlamentari-
schen Kontrollrecht wird damit im Ergebnis Rechnung getragen.

7. Abgeordnete Wird sich der vorgesehene Zeitplan der Bundes-
Katja Hessel regierung fir den Gesetzentwurf ,,Forschungszu-
(FDP) lagengesetz (FZulG)“ (2./3. Lesung: 18. Oktober

2019) durch die in der 51. Sitzung des Finanzaus-
schusses des Deutschen Bundestages vom Bun-
desministerium der Finanzen berichtete Notwen-
digkeit von inhaltlichen Nachbesserungen am Ge-
setzentwurf wegen beihilferechtlicher Einwen-
dungen der Europdischen Kommission nach An-
sicht der Bundesregierung verzégern, und wenn
ja, wann plant die Bundesregierung den geénder-
ten Gesetzentwurf erneut in den Bundestag einzu-
bringen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sarah Ryglewski
vom 2. Oktober 2019

Der Zeitplan fiir die Beratungen zu einem Gesetzgebungsvorhaben ist
Angelegenheit des Parlaments. Die Bundesregierung wird die parlamen-
tarischen Beratungen zeitgerecht durch die Ubersendung von Formulie-
rungshilfen fiir Anderungsantriige zum Entwurf eines Gesetzes zur steu-
erlichen Forderung von Forschung und Entwicklung (Forschungszula-
gengesetz — FZulG) unterstiitzen.

8. Abgeordneter Trifft es aus Sicht der Bundesregierung zu, dass
Ottmar von Holtz der vom Bundeskabinett am 31. Juli 2019 be-
(BUNDNIS 90/ schlossene Entwurf eines Gesetzes zur weiteren
DIE GRUNEN) steuerlichen Forderung der Elektromobilitdt und

zur Anderung weiterer steuerlicher Vorschriften
weitreichende Anderungen der Umsatzsteuerbe-
freiungsvorschriften flir Bildungsleistungen zur
Folge haben wird, wie der Verband Entwicklungs-
politik und humanitire Hilfe in einer Stellungnah-
me kritisiert, welche negative Konsequenzen fiir
die entwicklungspolitische Bildungsarbeit bedeu-
ten (beispielsweise Verteuerung der Angebote,
biirokratischer Mehraufwand fiir Bildungstréiger,
weniger Teilnehmende an entwicklungspoliti-
schen Bildungsmafinahmen, Reduktion der An-
zahl der angebotenen Kurse und Veranstaltungen

*  Das Bundesministerium der Finanzen hat einen Teil der Antwort der Parlamentarischen Staatssekretérin Sarah Ryglewski vom 30. September 2019 als ,,VS — NUR
FUR DEN DIENSTGEBRAUCH* eingestuft. Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten einge-
sehen werden.
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u. v. m.), und inwiefern liegt dies im Interesse der
Bundesregierung (https://venro.org/fileadmin/user
_upload/Dateien/Daten/Publikationen/Stellungnah
men/VENRO_Stellungnahme Umsatzsteuer 201
9.pdf?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sarah Ryglewski
vom 30. September 2019

Nein. Die Neufassung des § 4 Nr. 21 UstG wird keine negativen Konse-
quenzen beispielsweise fiir die in der Frage angesprochene entwick-
lungspolitische Bildungsarbeit haben. Unter Beachtung der bereits bis-
her sowohl fiir § 4 Nr. 21 als auch fiir Nr. 22 Buchstabe a UstG gelten-
den unionsrechtlichen Vorgaben zur Umsetzung des Artikels 132 Ab-
satz 1 Buchstabe i und j MwStSystRL ergeben sich durch die Neufas-
sung des § 4 Nr. 21 UstG und dem damit verbundenen Wegfall des § 4
Nr. 22 Buchstabe a UstG keine Anderungen beim Umfang der befreiten
Leistungen.

Der Regelungsbereich des bisherigen § 4 Nr. 22 Buchstabe a UstG geht
insgesamt in den Normbereichen des neuen § 4 Nr. 21 UstG (Schul-
oder Hochschulunterricht, Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung)
bzw. des § 4 Nr. 23 UstG (Erziehung von Kindern und Jugendlichen)
auf. Wie bisher werden Veranstaltungen wissenschaftlicher oder belehr-
ender Art, die als Erziehung von Kindern und Jugendlichen, als Schul-
oder Hochschulunterricht, als Ausbildung, Fortbildung oder berufliche
Umschulung zu qualifizieren sind (vgl. Abschnitt 4.22.1 Absatz 2
UStAE), von der Steuerbefreiungsnorm der § 4 Nr. 21 (neu) oder Nr. 23
(neu) UstG erfasst.

§ 4 Nr. 21 UstG (neu) bedient sich bewusst allgemeiner Kriterien, die
zur Inanspruchnahme der Befreiung fithren. Dadurch ist sichergestellt,
dass nach Maligabe der national umgesetzten unionsrechtlichen Voraus-
setzungen und der in Betracht kommenden Bildungsangebote fiir alle
Bildungsanbieter die gleichen Anwendungsvoraussetzungen gelten.

Die Bundesregierung geht daher davon aus, dass die u. a. von Einrich-
tungen, die gemeinniitzigen Zwecken dienen, erbrachten entwicklungs-
politischen Bildungsleistungen auch nach der Neuregelung in dem Um-
fang, den die unionsrechtlichen Vorgaben ermdglichen, unverdndert von
der Umsatzsteuer befreit bleiben. Die Neuregelung dient der Rechtssi-
cherheit und zielt nicht auf eine Schlechterstellung bisher steuerbefreiter
Bildungsangebote ab.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass sich der Entwurf eines Geset-
zes zur weiteren steuerlichen Forderung der Elektromobilitdt und zur
Anderung weiterer steuerlicher Vorschriften momentan in den parlamen-
tarischen Beratungen befindet. Eventuelle Anderung, Ergéinzungen oder
Klarstellungen sind daher Angelegenheit des Bundestages.

9. Abgeordneter Auf Basis welcher Rechtsgrundlage plant die
Dr. Marcel Klinge Bundesregierung eine Gegenfinanzierung der Ab-
(FDP) senkung der Umsatzsteuer auf Fernverkehrsti-

ckets der Deutschen Bahn AG durch eine Erho-
hung der Luftverkehrsteuer vorzunehmen, und
welche Berechnung liegt den im Finanztableau
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des Bundesministeriums der Finanzen zu den
Kosten der Beschliisse des Klimakabinetts ange-
gebenen 224 Mio. Euro fiir die Umsatzsteuersen-
kung auf Fernverkehrstickets der Deutschen Bahn
AG zugrunde?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sarah Ryglewski
vom 2. Oktober 2019

Die Willensbildung der Bundesregierung hinsichtlich einer Anderung
des Luftverkehrssteuergesetzes ist noch nicht abgeschlossen.

10. Abgeordnete Hat die Bundesregierung ,.eine Anpassung der
Corinna Riiffer pauschalen Steuerfreibetridge fiir Menschen mit
(BUNDNIS 90/ einer Behinderung® inzwischen gepriift, wie im

DIE GRUNEN) Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
angekiindigt, und welche Ergebnisse bzw. Vorha-
ben zieht die Bundesregierung daraus?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 2. Oktober 2019

Die Bundesregierung hat eine mogliche Anpassung der Behinderten-
Pauschbetriage im Rahmen von Bund-Lénder-Workshops untersucht.
Eine abschlieende Priifung und Bewertung dieser Untersuchungen steht

noch aus.

11. Abgeordneter Inwiefern setzt sich die Bundesregierung auf EU-
Stefan Schmidt Ebene fiir einen einheitlichen Mehrwertsteuersatz
(BUNDNIS 90/ fiir innereuropéische Fliige ein, und wenn sie sich
DIE GRUNEN) nicht dafiir einsetzt, warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sarah Ryglewski
vom 2. Oktober 2019

Das Umsatzsteuerrecht in den Mitgliedstaaten der Europdischen Union
ist weitgehend harmonisiert. Jeder Mitgliedstaat ist an die verbindlichen
Vorgaben der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November
2006 tber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuer-
Systemrichtlinie) gebunden.

Nach Artikel 98 Absatz 1 Mehrwertsteuer—Systemrichtlinie konnen die
Mitgliedstaaten neben dem Regelsteuersatz auch einen oder zwei erméi-
Bigte Steuersdtze anwenden. Diese Moglichkeit gilt gemall Artikel 98
Absatz 2 fiir die in Anhang III der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie auf-
gezdhlten Leistungen. Nach Anhang III Nr. 5 kann auch die Beforderung
von Personen und des mitgefiihrten Gepéacks erméBigt besteuert werden.

Mitgliedstaaten, die bereits am 1. Januar 1978 u. a. die Beférderung von
Personen von der Steuer befreit haben, diirfen diese gemél Artikel 371
in Verbindung mit Anhang X Teil B Nr. 10 der Mehrwertsteuer-System-
richtlinie auch weiterhin befreien.
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Eine fiir alle Mitgliedstaaten verbindliche einheitliche Regelung des
Mehrwertsteuersatzes wiirde eine Anderung der Mehrwertsteuer-Sys-
temrichtlinie voraussetzen. Das alleinige Initiativrecht fiir einen solchen
Schritt liegt bei der Europdischen Kommission.

12. Abgeordnete Liegt der Bundesregierung ein von einer ihr nach-
Bettina Stark- gelagerten Behorde oder der Deutschen Bundes-
Watzinger bank versendeter Fragenkatalog an die Libra-As-
(FDP) sociation vor und wenn ja, wie lautet der wesent-

liche Inhalt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sarah Ryglewski
vom 1. Oktober 2019

Dem Bundesministerium der Finanzen liegt ein Fragekatalog der Bun-
desanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht an die Libra Association
vor. Der Fragenkatalog enthilt Fragen, die zur Ermittlung des Sachver-
haltes und seiner aufsichtsrechtlichen Bewertung dienen. Die Antworten
werden gepriift. Es handelt sich daher um einen noch nicht abgeschlos-
senen Vorgang. Aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung folgt nach der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 124, 78
[120 £.]; BVerfGE 137, 185 [234] ein Kernbereich exekutiver Eigenver-
antwortung, der einen auch parlamentarisch grundsitzlich nicht aus-
forschbaren Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich einschliefit. Die
Kontrollkompetenz des Parlaments erfasst nicht die Befugnis, in noch
laufende Vorgédnge einzugreifen. Erst bei bereits abgeschlossenen Vor-
gingen besteht eine Kontrollkompetenz des Parlaments.

13. Abgeordneter In welcher Hohe haben Lebensversicherungsun-
Hubertus Zdebel  ternehmen in Deutschland nach Kenntnis der
(DIE LINKE.) Bundesregierung in den Jahren 2015, 2016, 2017

und 2018 aufgrund von Gewinnabfiihrungsvertra-
gen Gewinne abgefiihrt bzw. Verluste iibernom-
men, und wie sehen diese Ergebnisabfiihrungen
speziell fiir die unter intensivierter Aufsicht der
Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
stehenden Lebensversicherer (Siiddeutsche Zei-
tung, Die Krise ist nicht vorbei, 12. August 2019;
Handelsblatt, Klamme Lebensversicherer fiihren
Rekordgewinne ab, 23. September 2018) in den
Jahren 2015, 2016, 2017 und 2018 aus (bitte je-
weils nach Jahren gliedern und Gewinne/Gewinn-
abfiihrung sowie Verlustiilbernahme im Rahmen
der Ergebnisabfithrungen getrennt voneinander
angeben)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 30. September 2019

Fiir die Jahre bis 2017 sind die aufgrund von Gewinnabfiihrungsvertra-
gen abgefiihrten Gewinne bzw. iibernommenen Verluste der Lebensver-
sicherungsunternehmen auf Bundestagsdrucksache 19/4390, S. 3 ange-
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geben. Im Jahr 2018 betrugen die abgefiihrten Gewinne 877,6 Millionen

Euro und die iibernommenen Verluste 0,3 Millionen Euro.

Bei den Lebensversicherungsunternehmen, die Ende 2018 unter intensi-
vierter Aufsicht der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
standen, gab es folgende Gewinnabfithrungen und Verlustiibernahmen

(Angaben in Mio. Euro):

2015 2016 2017 2018
Gewinnabfiithrung 37,2 36,8 199,9 71,5
Verlustiibernahme 0,0 0,0 0,0 0,0

Geschiftsbereich des Bundesministeriums des Innern,
fur Bau und Heimat

14. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Kenntnis dariiber, wie
Doris Achelwilm sich die Neuvertrags- und Angebotsmieten in der
(DIE LINKE.) Stadtgemeinde Bremen und in Bremerhaven seit

2008 unter Beriicksichtigung der Mietpreisbremse

(2015) entwickelt haben?

Antwort der Staatssekretirin Anne Katrin Bohle
vom 1. Oktober 2019

Die folgende Tabelle zeigt die Angebotsmieten aus Erst- und Wiederver-
mietungen und deren jdhrliche Entwicklung in Prozent in den Stidten

Bremen und Bremerhaven von 2008 bis 2018:

Angebotsmieten Wohnungen 2008 bis 2018

Erst- und Wiedervermietungen nettokalt, unmoblierte Wohnungen mit

40 bis 130 m? Wohnfldche

Angebotsmieten nettokalt in € je m? jahrl. Entwicklung in %
Stadt 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 | 2017-2018 2008-2018 p.a.
Bremen 570 576 583 632 647 6,78 7,02 7,16 7,55 811 852 5,1 4,1
Bremerhaven | 4,39 439 440 451 448 455 463 469 491 506 521 2,9 1,7

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN ImmoDaten GmbH

Hinweise zur Datenquelle:

Die vom Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung (BBSR) berech-
neten Angebotsmieten basieren auf Inseraten aus Immobilienplattformen
und Internet-Angeboten von Tageszeitungen filir Erst- und Wiederver-
mietungen von Wohnungen. Bei den berechneten Mietwerten handelt es
sich um Nettokaltmieten ohne Nebenkosten flir nicht-mdblierte Woh-
nungen der GroBen 40 bis 130 m> Wohnungen, die mehrmals inseriert
wurden oder solche, die in verschiedenen Zeitungen/Plattformen ge-
schaltet werden, wurden durch Duplikatfilter bis auf das letzte Inserat

geloscht.
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Es werden nicht alle zur Vermietung bereitstehenden Wohnungen in den
iiber 100 einbezogenen Quellen erfasst. Gerade in Grof3stidten vermit-
teln insbesondere die groen Wohnungsunternehmen ihre Wohnungen
vielfach iiber andere Wege. In ldndlichen Raumen werden Wohnungen
teilweise nur iber Gemeindezeitungen oder Aushdnge angeboten.

15. Abgeordneter Soll Deutschland im Rahmen des Ad-hoc-Mecha-
Dr. Bernd nismus ein Viertel von allen Fliichtlingen aufneh-
Baumann men, die im Mittelmeer gerettet wurden oder nur
(AfD) ein Viertel von den Geretteten, die eine hinrei-

chende Chance auf politisches Asyl haben?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 30. September 2019

Der am 23. September 2019 auf Malta erarbeitete Vorschlag einer ge-
meinsamen Absichtserklarung zu einem voriibergehenden Notfallme-
chanismus bezieht sich auf Asylantragsteller, die im zentralen Mittel-
meer aus Seenot gerettet worden sind. Im Rahmen dieser Erklarung be-
kundeten die teilnehmenden Mitgliedstaaten die Bereitschaft jeweils die
Zustandigkeit zur Durchfithrung der Asylverfahren der betreffenden Per-
sonen zu libernehmen und die betreffenden aus Seenot geretteten Asyl-
suchenden zu diesem Zweck aufzunehmen.

Feste Quoten waren nicht Gegenstand der Verhandlungen und sind in
dem Vorschlag nicht enthalten.

16. Abgeordnete Auf welcher vertraglichen Grundlage zwischen
Anke Domscheit-  Gesamtprojektleitung der IT-Konsolidierung des
Berg Bundes und der BWI GmbH findet die Ertiichti-
(DIE LINKE.) gung der BWI GmbH im Rahmen der IT-Konsoli-

dierung des Bundes statt, und wie ist konkret die
Kosteniibernahme flir Investitionen seitens der
BWI GmbH vertraglich geregelt?

Antwort des Staatssekretirs Klaus Vitt
vom 4. Oktober 2019

Die BWI ist eine 100-prozentige Bundesgesellschaft mit der Bundes-
republik Deutschland als alleinigem Gesellschafter und mit eigener
Rechtspersonlichkeit. Insofern beschlieBt der Gesellschafter, mittels
Aufsichtsratsbeschluss, iiber Eigenkapitalerhchungen, die die BWI fiir
Investitionen zur Ertiichtigung nutzt. Das Instrument der Eigenkapitaler-
hohung der BWI kam im Rahmen des Projekts IT-Konsolidierung Bund
mehrfach erfolgreich zur Anwendung.

17. Abgeordnete Hat das Bundesministerium des Innern, fiir Bau
Anke Domscheit-  und Heimat eine Arbeitsgruppe zur Ermoglichung
Berg eines Zugriffs auf verschliisselte Messenger-
(DIE LINKE.) Kommunikation eingerichtet, und falls ja, was ist

ihr Aufgabenbereich?
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Antwort des Staatssekretirs Klaus Vitt
vom 1. Oktober 2019

Das Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat hat keine Ar-
beitsgruppe zur Ermoglichung eines Zugrifts auf verschliisselte Messen-
ger-Kommunikation eingerichtet.

18. Abgeordneter Wann werden die beiden Machbarkeitsstudien zur
Stefan Gelbhaar Weiternutzung des Interimsregierungsterminals
(BUNDNIS 90/ durch die Bundesregierung am Flughafen Berlin

DIE GRUNEN) Brandenburg vorliegen, die priifen sollen, ob das
Interimsregierungsterminal auch dauerhaft als Re-
gierungsflughafen genutzt werden kann, und wie
hoch sind die Kosten fiir die jeweilige Machbar-
keitsstudie konkret (www.morgenpost.de/flugha
fen-BER/article227072273/Flughafen-BER-Bund
-verzichtet-auf-neues-Regierungsterminal.html)?

Antwort der Staatssekretirin Anne Katrin Bohle
vom 2. Oktober 2019

Die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben hat das Bundesamt fiir Bau-
wesen und Raumordnung mit der Erstellung einer Machbarkeitsstudie
beauftragt, die die Umsetzung des erforderlichen Bedarfs fiir die Flugbe-
reitschaft des Bundesministeriums der Verteidigung im Rahmen des lau-
fenden Projektes zum Gegenstand hat. Das Ergebnis soll Ende des Jah-
res vorliegen. Die Kosten der Studie betragen rund 300.000 Euro brutto.

Die Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB) hat den Beteiligten auf
Seiten des Bundes eine Studie zur Umsetzung des Regierungsflughafens
vorgeschlagen, bei der eine langfristige Integration des Interims in die
Hauptbaumalinahme des Bundes vorgesehen ist. Die Beratungen zum
Vorschlag der FBB sind noch nicht abgeschlossen. Die Kosten der FBB
sind noch nicht bekannt.

19. Abgeordneter Inwieweit haben KadergroBen Einfluss auf die
Dieter Janecek Berechnung der Trainingsstittenforderung (ge-
(BUNDNIS 90/ mafB Einzelplan 06 Titelgruppe 02 Titel 684 21 —

DIE GRUNEN) 323) bzw. wie genau wird die Hohe der Forde-
rung von einzelnen Trainingssportstitten berech-
net, und wieso unterscheiden sich die vom Spit-
zenverband DSV Bundesstiitzpunkt Berchtesga-
den/Ruhpolding nur gegeniiber benannten Kader-
grofen (zehn Olympiakader, 23 Perspektivkader
und 14 Nachwuchskader) von denen, die in der
Berechnung der Trainingsstittenforderung zu-
grunde gelegt wurde (drei Olympiakader, acht
Perspektivkader und sechs Nachwuchskader)?


https://www.morgenpost.de/flughafen-BER/article227072273/Flughafen-BER-Bund-verzichtet-auf-neues-Regierungsterminal.html
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Markus Kerber
vom 30. September 2019

Mit der Trainingsstittenforderung (TSF) beteiligt sich der Bund pau-
schal an den durch die Nutzung durch die Bundeskaderathletinnen und
-athleten verursachten Betriebskosten der fiir den Leistungssport rele-
vanten Trainingsstdtten der Bundesstiitzpunkte (BSP).

Zur Festlegung der Bundesmittel wurden iiber die Olympiastiitzpunkte
(OSP) bei den Tragern detaillierte Nutzungs- und Betriebskosteniiber-
sichten jeder der rund 650 Trainingsstétten abgefragt. Mit den {libersand-
ten Daten wurden Gesamtbetriebskosten (IST 2017) fiir alle BSP in Ho-
he von rund 97 Millionen Euro mitgeteilt. Ebenfalls angegeben wurden
die Nutzungsanteile fiir folgende drei Nutzergruppen:

— durch Bundeskaderathleten/-innen (OK, PK, NK1) im Bundesstiitz-
punkttraining (Bund) — kein Vereinstraining,

— durch NK2/Landeskaderathleten oder sonstige Nutzung im Landesin-
teresse (Land) und

— durch Vereinstraining sowie durch sonstige Nutzung inkl. Leerstand
(Kommune/ggf. Trager).

Bei der Berechnung der Anteile sollte grundsétzlich eine maximale Nut-
zungszeit von 80 Std. pro Woche (max. 14 Stunden (7 bis 21 Uhr) mon-
tags bis freitags und max. 10 Std. (7 bis 17 Uhr) samstags) zu Grunde
gelegt werden, da allen Trainingsstétten gemein ist, nicht in vollem zeit-
lichem Umfang genutzt zu werden.

Bei der Festlegung der pauschalen Bundesforderung wurden fiir alle
Trainingsstitten folgende Pramissen zugrunde gelegt:

Berechnungsgrundlage fiir die TSF waren die von den Trigern {iber-
sandten Unterlagen. Sofern keine Daten geliefert wurden, konnte keine
Berticksichtigung erfolgen.

Die Festlegung der pauschalen Bundesforderung erfolgte nach folgen-
den Maf3gaben:

— TSF wird nur an anerkannten BSP bewilligt.

— TSF wird nur fiir Trainingsstéitten gewahrt, die von den Verbanden im
BSP-Anerkennungsverfahren benannt worden sind.

— TSF wird nur an Trainingsstéitten und nur fiir Betriebskosten gewihrt
(nicht aber an reinen Versorgungsstitten oder fiir Stralensicherung).

— Paralympische Nutzungszeiten der BSP werden bei der Finanzierung
berticksichtigt.

— Personalausgaben werden nur insoweit beriicksichtigt, als sie zur Si-
cherstellung des Trainings am BSP erforderlich sind (z. B. Betriebs-
personal fiir einen Gegenstromkanal).

— Im Rahmen der Pauschalierung wird eine Bagatellgrenze von
1.000 Euro eingefiihrt.

— Die Zuwendung je Trainingsstétte wird auf volle 1.000 Euro abgerun-
det.

— Die TSF ist auf maximal 25.000 Euro je Kader pro Trainingsstétte
und Jahr begrenzt (sog. ,,Kadergrenze®).

Unter Beriicksichtigung dieser Vorgaben ist die Verteilung der Bundes-
mittel einheitlich prozentual entsprechend des Anteils der durch die
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BSP-Nutzung verursachten Betriebskosten erfolgt. Rechnerisch haben
sich anteilige BSP-Betriebskosten fiir den Bund in Héhe von rund
32 Millionen Euro ergeben.

Die Bundesbeteiligung ist jedoch auf die zur Verfiigung stehenden
23 Millionen Euro Haushaltsmittel begrenzt, so dass eine einheitliche
pauschale Kiirzung erforderlich war. Die Finanzierungsquote (sofern
nicht die o. g. Kadergrenze greift) betrdgt 70 Prozent der errechneten
Nutzung. Vor dem Hintergrund der mit den Léandern vereinbarten
Gleichbehandlung werden ab 2019 fiir alle BSP Bauunterhaltsleistungen
gewihrt. Daher wird dieser nutzerspezifische, rechnerische Anteil um
einen 20 prozentigen Aufschlag fiir Bauunterhaltsleistungen erginzt
(dies gilt nicht fiir die Standorte, die in 2019 noch antragsgeméifl Bauun-
terhaltsleistungen aus Baumitteln des Bundes erhalten (kdnnen). Ab
2020 wird die genannte Pauschale auch diesen Trainingsstitten ge-
waéhrt).

Weiterhin wurde fiir die Jahre 2019 und 2020 ein Bestandsschutztatbe-
stand eingefiihrt. BSP, die rechnerisch im Vergleich zu 2018 tatsdchlich
weniger TSF erhalten wiirden, bekommen vorriibergehend (bis 2020)
die in 2018 gezahlten TSF-Mittel.

Bei den in der Berechnung der TSF fiir den BSP Berchtesgaden/Ruhpol-
ding genannten Kaderzahlen handelt es sich um die vom Tréger in
Berchtesgaden mitgeteilten Kaderzahlen. Vom Trdger aus Ruhpolding
wurden auf die Abfrage keine Kaderzahlen mitgeteilt. Daher wurden fiir
den gesamten BSP die Kaderdaten aus Berchtesgaden zugrunde gelegt.
Aus welchen Griinden sich die dem Fragesteller durch den Spitzenver-
band DSV fiir den Bundesstiitzpunkt Berchtesgaden/Ruhpolding ge-
nannten Kaderangaben von den dem BMI mitgeteilten unterscheiden, ist
nicht bekannt.

20. Abgeordnete Inwiefern sind Daten von drei jungen Ménnern
Ulla Jelpke aus Nirnberg, die nach Angaben ihrer Eltern mit
(DIE LINKE.) dem Auto in einer Gruppe zu einem gemeinsamen

Campingurlaub in Nordspanien unterwegs waren
und am 21. August 2019 in Frankreich unter dem
Vorwurf, eine ,,gewalttitige Gruppe® gebildet und
Aktionen geplant zu haben, in Gewahrsam ge-
nommen und nach einem Schnellprozess zu Haft-
strafen bis zu drei Monaten verurteilt wurden, in
den von Bundessicherheitsbehdrden laut Antwort
der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 26
des Abgeordneten Andrej Hunko auf Bundestags-
drucksache 19/12640 im Vorfeld des G7-Gipfels
in Biarritz den franzdsischen Behorden iibermit-
telten Datensétzen von Personen aus dem Phéno-
menbereich PMK-links enthalten, und inwieweit
kann die Bundesregierung ausschlieBen, dass die
von Bundessicherheitsbehdrden iibermittelten Da-
ten eine Rolle bei der Ingewahrsamnahme und an-
schlieBenden Verurteilung der drei Ménner ge-
spielt haben (www.redside.tk/2019/09/02/gemein
samer-offener-brief-der-in-frankreich-inhaftier
ten-nuernberger/)?


https://www.redside.tk/2019/09/02/gemeinsamer-offener-brief-der-in-frankreich-inhaftierten-nuernberger/
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Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 30. September 2019

Eine Auskunft dariiber, inwiefern Daten von drei jungen Méannern aus
Niirnberg in den franzdsischen Behdrden tibermittelten Datensétzen von
Personen aus dem Phinomenbereich PMK — links enthalten waren, kann
aus Griinden des Staatswohls nicht erfolgen. Dies liee Riickschliisse
auf besonders schutzbediirftige Arbeitsmethoden, Vorgehensweisen und
Aufklarungsprofile der Sicherheitsbehdrden des Bundes sowie die nach-
richtendienstliche Erkenntnislage zu.

Nach der Bundesregierung vorliegenden Informationen waren die im
Rahmen der Kontrolle des Fahrzeugs durch die franzdsischen Behorden
aufgefunden Gegenstinde (Schutzausriistung, Vermummungsgegenstin-
de und Trinengaskartuschen) ausschlaggebend fiir die Ingewahrsamnah-
me und die anschlieBende Verurteilung der drei Personen.

21. Abgeordneter Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie-
Victor Perli rung die Angebotsmieten in den 42 grofiten Stad-
(DIE LINKE.) ten Niedersachsens (abziiglich der in der Antwort

der Bundesregierung auf meine Schriftliche Fra-
ge 24 auf Bundestagsdrucksache 19/13176 ge-
nannten 14 groBten Stiddte) gemessen an der Ein-
wohnerzahl seit 2008 jeweils entwickelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Marco Wanderwitz
vom 30. September 2019

Die folgende Tabelle zeigt die Angebotsmieten und deren jéhrliche Ent-
wicklung in einer Auswahl an Stddten in Niedersachsen mit mindestens
40.000 Einwohnern und jihrlich mindestens 100 erfassten Wohnungsin-
seraten (Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN Immo-

Daten GmbH):
Stadt 2012 2018 2012-2018 p.a.
Angebotsmieten jéhrl. Entwicklung
in € je m? nettokalt in %

Lingen (Ems) 5,15 6,43 3,8
Langenhagen 6,23 8,43 5,2
Nordhorn 5,46 6,52 3,0
Wolfenbiittel 5,44 6,80 3.8
Goslar 492 5,80 2,8
Emden 5,25 6,36 33

Peine 5,15 6,55 4,1
Cuxhaven 5,11 6,47 4,0

Stade 6,07 7,79 42
Melle 5,00 6,46 4.4
Neustadt am Riibenberge 5,20 6,20 3,0
Lehrte 5,51 7,25 4,7
Aurich 5,36 6,32 2,8
Wunstorf 5,41 6,97 43
Seevetal 7,69 9,34 3,3
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Die Angebotsmieten der kreisangehorigen Stidte in Niedersachsen sind
erst ab 2012 fiir die Stddte mit mindesten 40.000 Einwohnern verfiigbar.

Geschaftsbereich des Auswartigen Amts

22. Abgeordnete Was sind die grundlegenden Erkenntnisse fiir das
Gokay Akbulut Auswirtige Amt aus dem ersten offiziellen Be-
(DIE LINKE.) such von Vertretern des Auswartigen Amts bei

der Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien am
19. September 2019 (https://anfdeutsch.com/roja
va-syrien/hochrangige-deutsch-franzoesische-dele
gation-in-nordsyrien-14025), und welche konkre-
te Unterstlitzung wird die Bundesregierung fiir die
Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien leis-
ten?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Michaelis
vom 4. Oktober 2019

Der Besuch im Nordosten Syriens fand vor dem Hintergrund des huma-
nitdren Engagements der Bundesregierung in Syrien sowie der Stabili-
sierungsbemiihungen in den ehemals vom Islamischen Staat (IS) kon-
trollierten Gebieten statt.

Gegenstand der Gespriache waren praktische Moglichkeiten der Bundes-
regierung zur Stabilisierung in den ehemals vom IS kontrollierten Ge-
bieten beizutragen, die gemeinsam mit den franzosischen Partnern um-
gesetzt werden sollen. In diesem Zusammenhang leistet die Bundes-
regierung bereits wichtige Unterstiitzung fiir die lokale Bevolkerung,
insbesondere durch Minen- und Schuttraumung, ReparaturmaBBnahmen
an zerstorter Basisinfrastruktur und der Sanierung von Lebensgrundla-

gen.

23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Aufen-
Dr. Bernd minister von Eritrea, Osman Saleh Mohammed,
Baumann bislang Deutschland besucht und sich dabei dhn-
(AfD) lich wie in der Schweiz auch hier mit eritreischen

Asylbewerbern getroffen und mit ihnen zusam-
men gefeiert hat (www.bazonline.ch/schweiz/stan
dard/was-will-herr-mohammed-in-burgdorf/story/
16076411)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Michaelis
vom 2. Oktober 2019

Nach Kenntnis der Bundesregierung hielt sich der AuBenminister von
Eritrea, Osman Saleh Mohammed, zuletzt im Juli 2019 in Deutschland
aufund besuchte eine Diaspora-Veranstaltung in Gief3en.


https://anfdeutsch.com/rojava-syrien/hochrangige-deutsch-franzoesische-delegation-in-nordsyrien-14025
https://www.bazonline.ch/schweiz/standard/was-will-herr-mohammed-in-burgdorf/story/16076411
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Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu Staatsangehdrigkeit
oder Aufenthaltsstatus der Teilnehmer vor.

24. Abgeordnete Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
Margarete Bause  regierung aus Presseberichten, die auf Basis als
(BUNDNIS 90/ authentisch eingestufter Uberwachungs-Videoauf-
DIE GRUNEN) nahmen den menschenunwiirdigen Umgang mit

uigurischen Strafgefangenen in der chinesischen
Provinz Xinjiang dokumentieren (www.bild.de/po
litik/ausland/politik-ausland/schock-video-aus-chi
na-hier-warten-uiguren-auf-ihren-abtransport-648
62926.bild.html), und inwieweit setzt sich die
Bundesregierung auf internationaler Ebene dafiir
ein, dass unabhdngigen Expertinnen und Experten
der UN sowie Abgeordneten und Journalistinnen
und Journalisten Zugang nach Xinjiang gewéhrt
wird, damit sich diese ein Bild der Lage dort ma-
chen konnen?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 1. Oktober 2019

Die Bundesregierung nimmt Berichte und Hinweise auf die zunehmen-
den Repressionen in dem Uigurischen Autonomen Gebiet Xinjiang in
der Volksrepublik China mit grofer Sorge zur Kenntnis.

Die Bundesregierung spricht die Menschenrechtslage in Xinjiang regel-
méBig gegeniiber der chinesischen Seite im Rahmen bilateraler Gespra-
che an. Hierbei fordert Deutschland auch, dass Expertinnen und Exper-
ten der Vereinten Nationen (VN) sowie weiteren unabhéngigen Be-
obachterinnen und Beobachtern freier Zugang in die Region gewihrt
wird.

Die Bundesregierung setzt sich auch im multilateralen Rahmen fiir den
Zugang flir internationale Beobachterinnen und Beobachter in Xinjiang
ein, so zuletzt in einer nationalen Erkldrung im Menschenrechtsrat der
Vereinten Nationen im September 2019 und durch Mitzeichnung eines
Briefs an den Présidenten des Menschenrechtsrats und die Hohe Kom-
missarin fiir Menschenrechte der VN im Juli 2019. Am Rande der VN-
Generalversammlung im September 2019 in New York und zuvor am
Rande des Menschenrechtsrats im Mérz 2019 in Genf fanden gemein-
sam mit anderen Staaten ausgerichtete Podiumsdiskussionen zu diesem

Thema statt.

25. Abgeordnete Was war der Hintergrund des Besuches eines Be-
Ulla Jelpke amten des Auswirtigen Amts bei der Selbstver-
(DIE LINKE.) waltung von Nord- und Ostsyrien und dem De-

mokratischen Syrienrat (MSD) in Ain Issa in Giré
Spi (Tall Abyad) am 19. September 2019, und zu
welchen Ergebnissen fiihrten die dortigen Gespra-
che mit Vertreterinnen und Vertretern der Selbst-
verwaltung (https://anfdeutsch.com/rojava-syrien/
hochrangige-deutsch-franzoesische-delegation-in-
nordsyrien-14025)?


http://www.bild.de/politik/ausland/politik-ausland/schock-video-aus-china-hier-warten-uiguren-auf-ihren-abtransport-64862926.bild.html
https://anfdeutsch.com/rojava-syrien/hochrangige-deutsch-franzoesische-delegation-in-nordsyrien-14025
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Antwort des Staatssekretirs Andreas Michaelis
vom 4. Oktober 2019

Der Besuch im Nordosten Syriens fand vor dem Hintergrund des huma-
nitdren Engagements der Bundesregierung in Syrien sowie der Stabili-
sierungsbemiihungen in den ehemals vom Islamischen Staat (IS) kon-
trollierten Gebieten statt.

Gegenstand der Gespriache waren praktische Moglichkeiten der Bundes-
regierung, zur Stabilisierung in den ehemals vom IS kontrollierten Ge-
bieten beizutragen, die gemeinsam mit den franzosischen Partnern um-
gesetzt werden sollen. In diesem Zusammenhang leistet die Bundes-
regierung bereits wichtige Unterstiitzung fiir die lokale Bevolkerung,
insbesondere durch Minen- und Schuttraumung, ReparaturmaBBnahmen
an zerstorter Basisinfrastruktur und der Sicherung von Lebensgrundla-

gen.

26. Abgeordneter Aus welchen Griinden unterstiitzt die Bundesre-
Tobias Pfliiger publik Deutschland das ,,Westbank Protection
(DIE LINKE.) Consortium®, einen Zusammenschluss humanité-

rer Nichtregierungsorganisationen im paléstinen-
sischen Westjordanland, nicht finanziell (Facts-
heet on the Consortium 03.2019)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Michaelis
vom 4. Oktober 2019

Die Bundesregierung fordert den von den Vereinten Nationen verwalte-
ten humanitdren Landerfonds (,,oPT Humanitarian Fund®), der Projekte
von lokalen und internationalen Nichtregierungsorganisationen in Gaza
und dem Westjordanland finanziert und hierbei eine wichtige Koordinie-
rungsfunktion ausiibt. Um die Vereinten Nationen in dieser Rolle zu
stirken, sieht die Bundesregierung derzeit von Einzelforderung lokaler
humanitirer Nichtregierungsorganisationen und -konsortien in den Pa-
lastinensischen Gebieten ab.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Energie

27. Abgeordnete Welche deutschen Unternehmen betreiben nach
Margarete Bause ~ Kenntnis der Bundesregierung Produktionsstatten
(BUNDNIS 90/ oder andere Unternehmensstandorte (auch in

DIE GRUNEN) Form von Joint Ventures oder anderen Kooperati-
onsformen mit chinesischen Unternehmen) in der
autonomen Region Xinjiang im Nordwesten Chi-
nas, und welche Kenntnis hat die Bundesregie-
rung dariiber, inwiefern dort Kontroll- und Uber-
wachungstechnologien deutscher und europa-
ischer Firmen bzw. fiir den Einsatz zur Uberwa-
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chung der Bevdlkerung vor Ort geeignete Produk-
te zum Einsatz kommen auch vor dem Hinter-
grund des im Jahr 2016 von der Bundesregierung
verabschiedeten Nationalen Aktionsplans fiir
Wirtschaft und Menschenrechte (NAP), der eine
starkere menschenrechtliche Verantwortung auch
fiir Zulieferbetriebe deutscher Unternehmen im
Ausland anstrebt?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 2. Oktober 2019

Derzeit sind etwa 5.200 deutsche Unternehmen in der Volksrepublik
China anséssig und tétig, der GroBteil davon in den Kiistenregionen Chi-
nas (ca. 2.600 deutsche Unternehmen im GroBraum Shanghai).

Der Bundesregierung liegen keine aktuellen und verlédsslichen Informati-
onen dazu vor, welche deutsche Unternehmen Produktionsstitten oder
andere Unternehmensstandorte in der Autonomen Region Xinjiang be-
treiben.

Die Bundesregierung hat keine aktuellen und verldsslichen Kenntnisse
dariiber, inwiefern dort Kontroll- und Uberwachungstechnologien deut-
scher und europiischer Unternehmen bzw. fiir den Einsatz zur Uberwa-
chung der Bevdlkerung vor Ort geeignete Produkte zum Einsatz kom-
men.

Die Bundesregierung fiihrt regelméBig und anlassbezogen auf allen Ebe-
nen Gespriache zur menschenrechtlichen Situation in China. Dabei wird
auch die Menschenrechtslage in Xinjiang angesprochen. Zuletzt gab es
im Vorfeld der China-Reise von Bundesminister Altmaier im Juni 2019
dazu einen Meinungsaustausch mit Vertreterinnen und Vertretern von
Nichtregierungsorganisationen, bei dem u. a. auch die Xinjiang-Thema-
tik diskutiert wurde. Im Rahmen der Reise wurden die mitreisenden
Wirtschaftsvertreter auf diese Problematik explizit hingewiesen.

28. Abgeordnete Welche Prognosen gibt es innerhalb der Bundes-
Katharina Droge  regierung oder nach Kenntnis der Bundesregie-
(BUNDNIS 90/ rung fiir die wirtschaftliche Zukunft der Airline
DIE GRUNEN) Condor Flugdienst GmbH, wenn durch die Insol-

venz der Thomas Cook Group einer der wichtigs-
ten Abnehmer der von Condor durchgefiihrten
Fliige entfillt, und wie haben diese Prognosen die
Entscheidung der Bundesregierung beeinflusst,
Condor einen Ubergangskredit zu gewihren?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 2. Oktober 2019

In der Umsatz- und Liquidititsplanung der Condor Flugdienst GmbH,
die der Biirgschaftsentscheidung zugrunde lag, sind die Effekte aus der
Insolvenz der anderen Thomas Cook Gesellschaften und damit der Weg-
fall von Umsatzerlosen aus diesen Gesellschaften beriicksichtigt wor-
den.
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29. Abgeordnete Wird das Gutachten des Bundesmandatars, auf
Katharina Droge  dessen Basis die Bundesregierung die Entschei-
(BUNDNIS 90/ dung getroffen hat, dem Unternechmen Condor

DIE GRUNEN) Flugdienst GmbH einen Uberbriickungskredit zu
gewihren (www.zeit.de/wirtschaft/unternehmen/2
019-09/airline-condor-erhaelt-offenbar-staatli
chen-ueberbrueckungskredit), dffentlich gemacht
werden oder den Abgeordneten des Deutschen
Bundestages zur Verfiigung gestellt werden?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 2. Oktober 2019

Das Gutachten wird nicht veroffentlicht oder den Abgeordneten zur Ver-
fiigung gestellt. Hierin enthalten sind Betriebs- und Geschéftsgeheimnis-
se der Condor Flugdienst GmbH und des Mandatars. Das Parlamentari-
sche Fragewesen gibt keinen Anspruch auf Aktenvorlage oder die He-
rausgabe sonstiger Dokumente.

30. Abgeordneter Welcher Investor hat bzw. welche Investoren ha-
Klaus Ernst ben bisher — neben der bekannten Klage ICSID
(DIE LINKE.) Fall Nr. ARB/12/12 — ein Konsultationsverfahren

oder ein formliches Investor-Staat-Schiedsverfah-
ren im Rahmen des Energiecharta-Vertrags gegen
die Bundesrepublik Deutschland anhéngig ge-
macht (bitte auflisten), und auf welche Gesetze
(bitte genaue Paragraphen angeben) beziehen sie
sich dabei jeweils (bitte auflisten)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Feicht
vom 30. September 2019

Neben dem bekannten ICSID-Schiedsgerichtsverfahren Nr. ARB/12/12
existierte ein anderes Konsultationsverfahren gemidf Artikel 26 Absatz 1
des Energiecharta-Vertrags. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages verwiesen (vgl. die Ant-
wort von Staatssekretdr Rainer Baake vom 4. Dezember 2017, veroffent-
licht auf Bundestagsdrucksache 19/189).

Am 20. September 2019 hat das Sekretariat des Internationalen Zen-
trums zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (International Centre
for Settlement of Investment Disputes, ICSID) hierzu einen Antrag auf
Durchfiihrung eines Schiedsverfahrens gegen die Bundesrepublik
Deutschland registriert. Damit beginnt ein formliches Investor-Staat-
Schiedsverfahren, welches bei ICSID unter dem Aktenzeichen ARB/
19/29 gefiihrt wird.

Bei den Kldgerinnen handelt sich laut 6ffentlich einsehbarer Information
des ICSID-Sekretariats um das Osterreichische Unternehmen Strabag
SE sowie deren Tochterunternehmen, Erste Nordsee-Offshore Holding
GmbH und Zweite Nordsee-Offshore Holding GmbH (https://icsid.worl
dbank.org/en/Pages/cases/casedetail.aspx?CaseNo=ARB/19/29).

Inhaltlich machen die Klidgerinnen angebliche Verstof3e der Bundesre-
publik Deutschland gegen Artikel 10 Absatz 1 (fair and equitable treat-


https://www.zeit.de/wirtschaft/unternehmen/2019-09/airline-condor-erhaelt-offenbar-staatlichen-ueberbrueckungskredit
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ment) des Energiechartavertrages geltend. Durch Anderungen des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes von 2012 bis 2017, den Erlass des Wind-
energie-auf-See-Gesetzes sowie den hieraus folgenden Bundesfachplan
Offshore und den Offshore-Netzentwicklungsplidnen seien die Investitio-
nen der Kldgerinnen in geplante Offshore-Windparks sowie eine neue
Fundamenttechnologie fiir Offshore-Windenergieanlagen ganz oder teil-
weise entwertet worden. Genaue Paragraphen dieser Rechtsvorschriften
haben die Kldgerinnen bislang nicht benannt.

31. Abgeordneter Wie viele Unternehmen haben bei der Bundes-
Reinhard Houben netzagentur bereits konkretes Interesse signal-
(FDP) isiert, lokale Frequenzen im Bereich 3.700 bis

3.800 MHz zu nutzen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 2. Oktober 2019

Aktuell liegen etwa 50 konkrete Interessenbekundungen fiir Frequenzzu-
teilungen im Bereich 3.700 bis 3.800 MHz vor.

32. Abgeordneter Welchen konkreten Vorschlag hat die Bundesnetz-
Reinhard Houben agentur den beteiligten Bundesministerien fiir die
(FDP) Ausgestaltung des Gebiihrenrahmens fiir lokale

Frequenznutzungen im Frequenzbereich 3.700 bis
3.800 MHz unterbreitet?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 2. Oktober 2019

Der Gebiihrenrahmen wird vorgestellt, wenn dessen Ausgestaltung zwi-
schen der Bundesnetzagentur und den beteiligten Bundesministerien ab-
gestimmt ist.

33. Abgeordneter Warum konnten Bundesregierung und Bundes-
Reinhard Houben netzagentur noch keinen Gebiihrenrahmen fiir lo-
(FDP) kale Frequenznutzungen im Frequenzbereich

3.700 bis 3.800 MHz im Rahmen der ,,Verwal-
tungsvorschrift Lokales Breitband* festlegen, und
wann erwartet die Bundesregierung das Inkraft-
treten der Verwaltungsvorschrift?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 2. Oktober 2019

Die Ressortabstimmung ist noch nicht abgeschlossen.
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34. Abgeordneter Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre-
Dieter Janecek gierung aus dem aktuellen Bericht (Special Re-
(BUNDNIS 90/ port on the Ocean and Chryosphere in a Changing

DIE GRUNEN) Climate — SROCC des Weltklimarates (IPCC))
fir die Entwicklung der Nationalen Tourismus-
strategie, insbesondere mit Blick auf den Alpen-
raum?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 2. Oktober 2019

Die Bundesregierung hat in den Eckpunkten fiir eine nationale Touris-
musstrategie strategischen Ziele der Tourismuspolitik definiert. Eins die-
ser Ziele lautet: ,,Wir unterstiitzen eine umwelt- und klimavertriagliche
Entwicklung des Tourismus.”“ Das Eckpunktepapier finden Sie unter
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/E/eckpunkte-tourismusstrate
gie.pdf? blob=publicationFile&v=06.

Die Bundesregierung wird im Rahmen eines breit angelegten Dialog-
prozesses zwischen Wirtschaft und Politik, Bund und Landern sowie der
Tourismuswirtschaft die Handlungsbedarfe und auch mogliche Schluss-
folgerungen erdrtern. Dieser Prozess soll in den kommenden Monaten
beginnen und wird vom Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
oftentlich kommuniziert werden.

35. Abgeordnete Wie hoch sind die vermiedenen Netzentgelte, die
Dr. Ingrid Nestle in den Netzgebieten der WEMAG AG, Schles-
(BUNDNIS 90/ wig-Holstein Netz AG, EWE Aktiengesellschaft
DIE GRUNEN) und Netze BW GmbH ausgezahlt werden, und fiir

welche Anlagen kann diese Subvention ausge-
zahlt werden?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Feicht
vom 2. Oktober 2019

Die Frage bezieht sich auf die Zahlung sog. vermiedener Netzentgelte,
die in den §§ 24 und 120 des Energiewirtschaftsgesetzes sowie in § 18
der Stromnetzentgeltverordnung geregelt ist. Die nachfolgenden Anga-
ben hierzu wurden von der Bundesnetzagentur iibermittelt. Sie beruhen
auf Planwerten fiir das Jahr 2019. Die vier betroffenen Verteilernetzbe-
treiber sind nach Mitteilung der Bundesnetzagentur mit der Ubermitt-
lung einverstanden.

Danach belaufen sich die Kostenanteile, die fiir Zahlungen aus vermie-
denen Netzentgelten in die Erldsobergrenze des Jahres 2019 insgesamt
eingeflossen sind, bei

— der WEMAG AG auf gerundet 18,6 Mio. Euro (ca. 16,8 Prozent der
Erlésobergrenze),

— der Schleswig-Holstein Netz AG auf gerundet 33 Mio. Euro (ca.
5,5 Prozent der Erlosobergrenze),

— der EWE Netz GmbH auf gerundet 34,6 Mio. Euro (ca. 6,4 Prozent
der Erlosobergrenze) und
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— der Netze BW GmbH auf gerundet 77,3 Mio. Euro (ca. 5,1 Prozent
der Erlosobergrenze).

Zahlungen fiir vermiedene Netzentgelte erfolgen im Jahr 2019 nach
Malgabe der gesetzlichen Grundlagen fiir die Einspeisung von Elektri-
zitdt aus dezentralen Erzeugungsanlagen. Nach § 3 Nummer 11 des
Energiewirtschaftsgesetzes ist eine dezentrale Erzeugungsanlage eine an
das Verteilernetz angeschlossene verbrauchs- und lastnahe Erzeugungs-
anlage. Mit dem Netzentgeltmodernisierungsgesetz wurden im Jahr
2017 MaBnahmen zum Abbau der Entgelte fiir dezentrale Einspeisung
beschlossen. Danach werden ab dem Jahr 2020 solche Zahlungen gene-
rell nur noch fiir Anlagen mit nicht volatiler Erzeugung erfolgen.

36. Abgeordneter Wie viel Prozent der Beleuchtungspunkte der
Hagen Reinhold deutschen Stra8enbeleuchtung, sonstiger Beleuch-
(FDP) tung im Offentlichen Raum und in offentlichen

Gebiduden sowie in Lichtzeichenanlagen im Ver-
kehr wurden bis heute nach Kenntnis der Bundes-
regierung auf Energiesparleuchtmittel oder LED-
Leuchtmittel umgestellt, und wie viel CO, liele
sich nach Einschdtzung der Bundesregierung pro
Jahr einsparen, wenn die oben genannten Punkte
(StraBenbeleuchtung, Beleuchtung des offentli-
chen Raumes, der 6ffentlichen Gebdude und die
Lichtzeichenanlagen) vollstindig auf LED- oder
Energiesparleuchtmittel umgestellt werden wiir-
den?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Feicht
vom 4. Oktober 2019

In der Europédischen Union gab es im Jahr 2018 ca. 5,3 Milliarden Licht-
punkte. Dies ergibt sich aus der Vorstudie zur im Dezember 2018 verab-
schiedeten neue EU-Okodesign-Verordnung fiir Lichtquellen. In ihr sind
die Anforderungen an Leuchtmittel ab dem 1. September 2021 festge-
legt. Lichtquellen fiir die Signalgebung (z. B. im Stralenverkehr) sind
von dieser Verordnung jedoch explizit ausgenommen. Hinzu kommen
noch weitere Ausnahmen und Ubergangsregelungen. Die Europiische
Kommission geht davon aus, dass mit dieser Verordnung der jéhrliche
Endenergieverbrauch von Leuchtmitteln in der EU bis 2030 um
41,9 TWh gesenkt werden kann.

Der Bundesregierung liegen keine vergleichbaren Zahlen fiir die Anzahl
der Beleuchtungspunkte in Deutschland vor. Insbesondere die erfragten
Teilbereiche liegen zum GroBteil im Verantwortungsbereich der Lander.
Die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben stellt die von ihr verantwor-
teten Beleuchtungspunkte und sonstige Beleuchtung sukzessive auf
Energiesparleuchtmittel und LED-Leuchtmittel um.

Seit 2008 fordert das Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative
(NKI) den Einbau hocheffizienter Beleuchtungstechnik bei der Sanie-
rung von Aullen-, Straen-, Innen- und Hallenbeleuchtungsanlagen so-
wie Lichtsignalanlagen auf der kommunalen Ebene. Bisher wurden ins-
gesamt 10.721 Beleuchtungsvorhaben gefordert:
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Forderschwerpunkt Anzahl
geforderter Vorhaben

Sanierung der Auf3en- und Straflen- 5.470
beleuchtung

Sanierung der Hallenbeleuchtung 1.965
Sanierung der Innenbeleuchtung 3.191
Sanierung der Lichtsignalanlagen 95
Gesamtergebnis 10.721

Die Evaluierung der NKI ergab, dass von 2008 bis Ende 2017 insgesamt
ca. 2,85 Millionen Tonnen CO,-Aquivalente durch die Férderung von
Beleuchtungsvorhaben {iber deren Wirkdauer gemindert werden konn-
ten.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und fiir Verbraucherschutz

37. Abgeordneter Wie viele Schriftsdtze haben nach Kenntnis der
Stephan Brandner Bundesregierung die obersten Bundesgerichte seit
(AfD) Einfithrung der digitalen Infrastruktur durch das

,»QGesetz zur Forderung der elektronischen Verwal-
tung® seit dem Jahr 2013 an Rechtsanwiélte, Be-
horden und juristische Personen des Offentlichen
Rechts einschlielich der von ihnen zur Erfiillung
ihrer offentlichen Aufgaben gebildeten Zusam-
menschliisse in digitaler Form verschickt, und wie
viele Schriftsétze an die gleichen Empfanger sind
im gleichen Zeitraum auf dem Postweg verschickt
worden (bitte Jahrestranchen angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christian Lange
vom 1. Oktober 2019

Die obersten Bundesgerichte fallen gemil3 § 1 Absatz 3 nicht in den
Geltungsbereich des ,,Gesetzes zur Forderung der elektronischen Ver-
waltung (EGOVG)“, so dass eine Beantwortung der Frage nicht mdglich

1st.

38. Abgeordneter Wie viele Gesetze und Verordnungen hat die
Bernd Reuther Bundesregierung seit Beginn der laufenden Wahl-
(FDP) periode in den Bundestag eingebracht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Lange
vom 2. Oktober 2019

Zur Beantwortung der Frage verweist die Bundesregierung auf die Par-
lamentsdokumentation des Deutschen Bundestages. Von dort aus wird
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auch regelmaBig eine Statistik der Gesetzgebung im Internet verdffent-
licht, die auf folgender Internetseite abrufbar ist: www.bundestag.de/parl
amentsdokumentation.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales

39. Abgeordneter Welche MaBstdbe und Kriterien sind beim soge-
Torbjorn Kartes nannten Bonner Hiittengipfel am 30. Januar 2015
(CDU/CSU) bei der Bewertung der Tatigkeit von Hiitten-

dienstlern beschlossen worden, und welche kon-
kreten Kriterien miissen erfiillt sein, damit die Ar-
beit der in den bewirtschafteten Hiitten des Pfalz-
erwald-Vereins Tatigen als ehrenamtlich einge-
stuft wird?

Antwort der Parlamentarischen Staatsekretirin Anette Kramme
vom 4. Oktober 2019

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hat unter Beteiligung
des Bundesministeriums der Finanzen sowie der Landesregierung
Rheinland-Pfalz am 30. Januar 2015 mit Vertretern des Pfalzerwald-Ver-
eins ein Gesprich zur Erorterung der Anwendung des Mindestlohngeset-
zes (MiLoG) auf die Waldhiitten des Pfilzerwald-Vereins gefiihrt. In
diesem Zusammenhang wurde erortert, unter welchen Voraussetzungen
in den Waldhiitten ausgetibte Tétigkeiten nicht unter den Anwendungs-
bereich des MiLoG fallen. Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeits-
gerichts liegt eine ehrenamtliche Tétigkeit vor, wenn sie nicht zur Siche-
rung oder Besserung der wirtschaftlichen Existenz dient, sondern Aus-
druck einer inneren Haltung gegeniiber Belangen des Gemeinwohls und
den Sorgen und Néten anderer Menschen ist. Wichtige Indizien im Rah-
men der anzustellenden Gesamtbetrachtung sind die Fragen, inwieweit
keine addquate finanzielle Gegenleistung fiir die Tatigkeit erfolgt und
inwieweit der Lebensunterhalt iiberwiegend anderweitig finanziert wird.

40. Abgeordneter Haben die beim Bonner Hiittengipfel beschlosse-
Torbjorn Kartes nen MaBstidbe und Kriterien nach wie vor Giiltig-
(CDU/CSU) keit?

Antwort der Parlamentarischen Staatsekretiarin Anette Kramme
vom 4. Oktober 2019

Die MaBstidbe und Kriterien fiir das Vorliegen einer ehrenamtlichen Té-
tigkeit ergeben sich im Hinblick auf die Anwendung des Mindestlohnge-
setzes weiterhin aus der einschldgigen Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichts. Mallgeblich bleibt damit fiir die rechtliche Einordnung der
in den Pfilzer Waldhiitten ausgefiihrten Tatigkeiten, inwieweit im kon-
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kreten Einzelfall eine durch altruistische Motive geprigte Tatigkeit be-
jaht werden kann.

41. Abgeordneter Wie viele arbeitslose Alleinerziehende im SGB-
Pascal Kober II-Bezug konnen nach Kenntnis der Bundesregie-
(FDP) rung nicht in Arbeit oder eine Qualifizierungs-

oder Fordermallnahme vermittelt werden, weil sie
keinen Betreuungsplatz fiir ihr Kind bzw. ihre
Kinder haben und daher die Betreuung selbst
iibernechmen miissen (bitte Anzahl nach Arbeit,
Qualifizierungs- und FordermaBinahme differen-
zieren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 1. Oktober 2019

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, wie viele Allein-
erziehende, die Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
beziehen, aufgrund von fehlenden Betreuungsmoglichkeiten nicht in Ar-
beit oder in eine Qualifizierungs- oder Fordermalnahme vermittelt wer-
den konnen. Personen, die dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfiigung ste-
hen, weil kein Betreuungsplatz fiir Kinder vorhanden ist, konnen statis-
tisch nicht ausgewiesen werden.

42. Abgeordnete Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung
Jutta Krellmann der Riickgang der staatlichen Arbeitsschutzkon-
(DIE LINKE.) trolleure, der ersten Sdule im dualen System des

Arbeitsschutzes in Deutschland, seit 2007 (bitte
Anzahl sowie Anteil des Riickgangs angeben)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 4. Oktober 2019

Die aktuell verfiigbaren Daten zur Beantwortung dieser Frage stammen
aus dem Bericht ,,Sicherheit und Gesundheit — Berichtsjahr 2017,

2017 waren in den Arbeitsschutzbehdrden der Lander insgesamt 3.151
Aufsichtsbeamtinnen und -beamte tdtig. Gegeniiber dem Jahr 2007
(3.340 Aufsichtsbeamtinnen und -beamte) bedeutet dies einen Riickgang
um 189 Personen oder 5,66 Prozent.

43. Abgeordnete Wie viele Beschiftigte und Unternehmen sind
Jutta Krellmann nach Kenntnis der Bundesregierung bei den Tra-
(DIE LINKE.) gern der gesetzlichen Unfallversicherung gemel-

det (bitte fiir die letzten zehn Jahre ausweisen)?

44. Abgeordnete Wie viele Arbeitsschutzkontrolleure sind nach
Jutta Krellmann Kenntnis der Bundesregierung bei den Tridgern
(DIE LINKE.) der gesetzlichen Unfallversicherung, der zweiten
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Sdule im dualen System des Arbeitsschutzes in
Deutschland, beschéftigt (bitte flir die letzten
zehn Jahre ausweisen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 4. Oktober 2019

Die Fragen 43 und 44 werden gemeinsam beantwortet.

Fiir die gewerblichen Berufsgenossenschaften und die Unfallkassen er-
geben sich die Anzahl der Unternehmen und Versicherten sowie die An-
zahl der Aufsichtspersonen jeweils flir die Jahre 2009 bis 2018 aus der
folgenden Tabelle (Angaben der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung — DGUV):

Jahr Beitragspflichtige Versicherungs- Aufsichtspersonen
Unternehmen verhiltnisse
abh. Beschiiftigter
2009 3.213.471 37.857.852 2.143
2010 3.331.577 38.582.435 2.067
2011 3.251.969 39.465.766 2.073
2012 3.242.061 40.190.386 2.002
2013 3.276.372 40.894.609 2.092
2014 3.347.084 41.757.104 2.101
2015 3.368.604 42.689.276 2.064
2016 3.347.183 43.333.390 2.055
2017 3.382.872 44.548.439 2.054
2018 3.401.366 46.464.870 2.004

Bei der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft (LBG) war in den
letzten zehn Jahren folgende Anzahl an Unternehmen erfasst (Angaben
der Sozialversicherung flir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau —
SVLFG):

Geschiftsjahr Anzahl an Unternehmen bei LBG
2018 1.486.013
2017 1.493.313
2016 1.501.993
2015 1.513.807
2014 1.512.343
2013 1.535.588
2012 1.601.161
2011 1.632.612
2010 1.647.623
2009 1.598.842

Die Anzahl der Beschéftigten wird bei der LBG nicht erfasst. Dies ist
insbesondere darauf zuriickzufithren, dass die Beitrdge nicht nach der
Lohnsumme berechnet werden.

Die Anzahl der Arbeitsschutzkontrolleure bei der LBG ergibt sich aus
der folgenden Tabelle:
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Geschiftsjahr | Technische Aufsichts- | Technisches Personal
beamte (einschl. Vor- im Auflendienst
bereitungsdienst)

2018 62 330

2017 76 326

2016 80 329

2015 94 328

2014 99 338

2013 225 217

2012 166 232

2011 163 236

2010 156 241

2009 167 238
45. Abgeordneter Welche Vorgehensweise zur Ubermittlung des
Soren Pellmann Krankheitsgrundes an den Arbeitgeber plant die
(DIE LINKE.) Bundesregierung bei der Einfiihrung der ,,digita-

len Krankmeldung® (www.tagesschau.de/inland/k
rankenschein-digital-101.html), und wie kann im
Falle einer Nichtiibertragung des Krankheitsgrun-
des die Geheimhaltung sichergestellt werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 2. Oktober 2019

Wird ein Beschiftigter arbeitsunfahig krank, muss er dem Arbeitgeber
nach geltendem Recht die Arbeitsunfihigkeit unverziiglich mitteilen.
Spitestens am vierten Krankheitstag (ggf. auch frither) hat der Beschéf-
tigte dem Arbeitgeber eine Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung des Arztes
(sogenannter gelber Zettel) in Papierform vorzulegen.

Mit dem Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) wurde geregelt,
dass ab dem 1. Januar 2021 Arztinnen und Arzte die Arbeitsunfihig-
keitsdaten der gesetzlich versicherten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer elektronisch an die Krankenkassen libermitteln. Mit dem Ent-
wurf eines Dritten Biirokratieentlastungsgesetzes (BEG III) soll das be-
wiahrte und leistungsfdhige elektronische Meldeverfahren nun dahin-
gehend erweitert werden, dass Arbeitgeber nach Erhalt der Mitteilung
einer Arbeitsunfahigkeit Daten zu Beginn und Dauer der Arbeitsunfa-
higkeit sowie iiber den Zeitpunkt des Auslaufens der Entgeltfortzahlung
bei den Krankenkassen elektronisch abrufen kdnnen.

Die von Arbeitgebern kiinftig bei den Krankenkassen abrufbaren Ar-
beitsunfahigkeitsdaten enthalten ebenso wie die fiir den Nachweis der
Arbeitsunfahigkeit gegeniiber dem Arbeitgeber ausgestellte Bescheini-
gung in Papierform keine Angaben zum Krankheitsgrund bzw. zur Diag-
nose. Da die Art der Erkrankung nicht Bestandteil der abrufbaren Daten
ist, ist ihre Geheimhaltung sichergestellt.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Verteidigung

46. Abgeordneter Welche Vereinbarungen mit Finanzbehdrden hat
Dr. Marcus Faber die Bundesregierung getroffen, um sicherzustel-
(FDP) len, dass durch das kostenlose Bahnfahren fiir

Soldaten ab Januar 2020 ,,kein steuerlicher Nach-
teil entsteht, wie die Bundesministerin der Ver-
teidigung versprach (www.bmvg.de/de/aktuelles/
ministerin-gibt-gruenes-licht-soldaten-fahren-bald
-kostenlos-bahn-92958), und wird die Fahrtkos-
tenerstattung fiir Dienstreisen/Familienheimfahr-
ten mit dem Auto uneingeschrankt erhalten blei-
ben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Silberhorn
vom 4. Oktober 2019

Zur abschlieBenden Klarung der steuerrechtlichen Auswirkungen des
kostenfreien Bahnfahrens der Soldatinnen und Soldaten in Uniform fin-
den derzeit Abstimmungen mit dem Bundesministerium der Finanzen
sowie den obersten Finanzbehdrden der Bundesldnder statt. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung geht auch nach dem bisherigen Stand der
Abstimmungen davon aus, dass sich die Inanspruchnahme des kosten-
freien Bahnfahrens fiir die Soldatinnen und Soldaten in steuerlicher Hin-
sicht nicht nachteilig auswirkt.

Die Erstattung der notwendigen Fahrauslagen bei Dienstreisen mit dem
Auto erfolgt weiterhin uneingeschrankt nach den Bestimmungen des
Bundesreisekostengesetzes. Auch die Gewéhrung von Reisebeihilfen fiir
Familienheimfahrten mit dem Auto wird unveridndert nach den Bestim-
mungen der Trennungsgeldverordnung vorgenommen.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Erndhrung und Landwirtschaft

47. Abgeordneter In welchem Gremium haben Vertreterinnen und
Friedrich Vertreter des Bundesministeriums fiir Erndhrung
Ostendorff und Landwirtschaft und des Bundesministeriums
(BUNDNIS 90/ fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

DIE GRUNEN) auf EU-Ebene fiir die Revision der Bienenleitli-
nien der Europdischen Behorde fiir Lebensmittel-
sicherheit (EFSA) von 2013 gestimmt, und in-
wiefern steht dieses Votum im Einklang mit den
Zielen des Aktionsprogramms Insektenschutz der
Bundesregierung?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 2. Oktober 2019

Das Mandat der EU-Kommission an die Europdische Behorde fiir Le-
bensmittelsicherheit (EFSA) zur Uberarbeitung der EFSA-Leitlinien zur
Risikobewertung von Pflanzenschutzmitteln fiir Bienen von 2013 be-
durfte nicht der Zustimmung der Mitgliedstaaten. Viele Mitgliedstaaten
haben sich mehrfach im zustdndigen Ausschuss fiir Tiere, Pflanzen, Le-
bens- und Futtermittel, Sektion Pflanzenschutzmittelrechtsetzung, dafiir
ausgesprochen, die Leitlinien an den neusten Stand von Wissenschaft
und Technik anzupassen. Dem Wunsch hat die EU-Kommission entspro-
chen, um die Akzeptanz der Mehrheit der Mitgliedstaaten zu einem revi-
dierten Leitlinienpapier zu erhalten. Ziel der EU-Kommission ist es, har-
monisierte Leitlinien moglichst umfanglich in die Praxis der Risikobe-
wertung zu Uberfiihren.

Die Risikobewertung von Pflanzenschutzmitteln fiir Bienen gemall dem
aktuellsten Stand von Wissenschaft und Technik durchfiihren zu wollen,
steht vollumféanglich im Einklang mit den Zielen des Aktionsprogramms
Insektenschutz.

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

48. Abgeordneter Aus welchen Quellen stammen die in einer Verof-
Daniel Fost fentlichung des Bundesministeriums fiir Familie,
(FDP) Senioren, Frauen und Jugend zum Thema Neue

Statistik zur Unterstlitzung Alleinerzichender
durch das Unterhaltungsvorschussgesetz (UVG)
(www.bmfsfj.de/blob/138166/4c4ec28b9ed03cbd
5034b773b751d417/statistik-unterhaltsvorschuss
gesetz-data.pdf) genannten Zahlen, und wo sind
diese Statistiken einzusehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Stefan Zierke
vom 2. Oktober 2019

Die vorgestellten Daten basieren auf der UVG-Geschiéftsstatistik des
Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMEFSEJ).

Die Aussagen zu den Moglichkeiten und Grenzen des sogenannten
Riickgriffs bei den barunterhaltspflichtigen Elternteilen ergeben sich aus
einer Analyse der in der UVG-Geschiftsstatistik 2018 erfassten Héufig-
keiten. Die Félle werden durch die Unterhaltsvorschuss-Stellen gepriift.
Es soll jeweils im Zeitpunkt der Einstellung der UV-Zahlungen statis-
tisch erfasst werden, ob und ggf. in welchem Umfang Unterhaltsansprii-
che bestehen und ggf. auch schon realisiert wurden.

Die genannten Segmente mit bzw. ohne Moglichkeit des Riickgriffs er-
geben sich aus den erfassten Ergebnissen der Einzelfallpriifungen der


http://www.bmfsfj.de/blob/138166/4c4ec28b9ed03cbd5034b773b751d4f7/statistik-unterhaltsvorschussgesetz-data.pdf
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UV-Stellen und den entsprechenden Angaben in den Tabellenbléttern 4
bis 6 der UVG-Geschiftsstatistik.

Die Statistiken sind im Open Data Portal des BMFSFJ veroffentlicht und
frei zugéanglich unter www.daten.bmfsfj.de/daten/daten/unterhaltsvor
schussgesetz--uvg--geschaeftsstatistik---2017-2018/127534.

49. Abgeordnete Wann ist mit dem in der Antwort auf die Kleine
Ulle Schauws Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
(BUNDNIS 90/ NEN (Bundestagsdrucksache 19/9204) angekiin-
DIE GRUNEN) digten Referentenentwurf bzw. dem Gesetzent-

wurf zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag
zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarten Mal3-
nahmen fiir mehr Frauen in Fithrungspositionen in
den Bundesministerien und obersten Bundesbe-
horden zu rechnen, und was sind die Griinde fiir
die lange Verfahrensdauer?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Stefan Zierke
vom 1. Oktober 2019

Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und
das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz erarbeiten
derzeit einen gemeinsamen Referentenentwurf zur Umsetzung der im
Koalitionsvertrag vereinbarten Maflnahmen fiir mehr Frauen in Fiih-
rungspositionen. Ein Datum fiir die Einbringung eines Gesetzentwurfes
kann im jetzigen Verfahrensstadium noch nicht genannt werden. Die
Verfahrensdauer ist der Komplexitit der Rechtsmaterie geschuldet.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir

Gesundheit

50. Abgeordnete Zu welchen konkreten Ergebnissen kam der Run-
Nicole Bauer de Tisch, der am 18. September 2019 im Kontext
(FDP) des Paragraphen 219a im Bundesministerium fiir

Gesundheit tagte (www.aerztezeitung.de/politik g
esellschaft/medizinethik/article/993424/schwan
gerschaftsabbrueche-runder-tisch-soll-streit-parag
raf-219a-loesen.html), und welche weiteren Mafi-
nahmen wurden beschlossen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 30. September 2019

Das Bundesministerium fiir Gesundheit hatte am 18. September 2019 zu
einem gemeinsamen Gedankenaustausch eingeladen, um Moglichkeiten
zur schnellen Verbesserung und zur deutlichen Erweiterung und Vervoll-
stindigung der Liste durch die Bundesirztekammer (BAK) zu eruieren.


https://www.daten.bmfsfj.de/daten/daten/unterhaltsvorschussgesetz—uvg—geschaeftsstatistik---2017-2018/127534
https://www.aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/medizinethik/article/993424/schwangerschaftsabbrueche-runder-tisch-soll-streit-paragraf-219a-loesen.html
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Um dem Informationsbediirfnis von Frauen gerecht zu werden, die einen
straffreien Schwangerschaftsabbruch planen, waren sich die am Gedan-
kenaustausch Beteiligten, die BAK sowie Fach- und Beratungsgesell-
schaften und das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, einig, dass die Anstrengungen zum Ausbau der Liste fortgesetzt
werden miissen. Dies wurde von der BAK zugesagt. Zudem soll die Be-
nutzerfreundlichkeit der Liste optimiert werden.

In Umsetzung ihres gesetzlichen Auftrags nach § 13 Absatz 3 des
Schwangerschaftskonfliktgesetzes (SchKG), stellt die BAK seit dem
29. Juli 2019 eine Liste von Arztinnen und Arzte und Einrichtungen zur
Verfiigung, die unter den Voraussetzungen des § 218a Absatz 1 bis 3 des
Strafgesetzbuches Schwangerschaftsabbriiche durchfithren. Diese Liste
befindet sich im Aufbau.

51. Abgeordnete Wie will die Bundesregierung sicherstellen, dass
Nicole Bauer die Liste, die im Rahmen der Reform des Paragra-
(FDP) phen 219a erstellt wurde (www.aerztezeitung.de/p

olitik gesellschaft/medizinethik/article/993424/sc
hwangerschaftsabbrueche-runder-tisch-soll-streit-
paragraf-219a-loesen.html), stets das aktuell
deutschlandweit verfiighare Angebot an Arztin-
nen und Arzten abbildet, die Schwangerschaftsab-
briiche durchfiihren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 30. September 2019

Nach § 13 Absatz 3 SchKG ist die BAK verpflichtet, eine Liste von
Arztinnen und Arzte und Einrichtungen zur Verfiigung zu stellen, die
unter den Voraussetzungen des § 218a Absatz 1 bis 3 StGB Schwanger-
schaftsabbriiche durchfiihren. Sie fiihrt diese Liste eigenverantwortlich.
Die Liste ist monatlich zu aktualisieren und im Internet zu ver6ffentli-

chen.

52. Abgeordneter Wie viele Gefahrdungsbeurteilungen, die psychi-
Harald Weinberg  sche Belastungen von Beschiftigten im Bundes-
(DIE LINKE.) ministerium fiir Gesundheit betrafen, wurden

vollstindig, weitgehend, ansatzweise oder nicht
umgesetzt, und welche Maflnahmen wurden zur
Reduzierung der psychischen Belastungen umge-
setzt (Bundestagsdrucksache 19/13231, Antwort
zu den Fragen 10 und 11 sowie Antworten zu den
Schriftlichen Fragen 12 bis 14 der Abgeordneten
Jutta Krellmann auf Bundestagsdrucksache
19/3068)?


https://www.aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/medizinethik/article/993424/schwangerschaftsabbrueche-runder-tisch-soll-streit-paragraf-219a-loesen.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Dr. Thomas Gebhart
vom 30. September 2019

Die im Rahmen des Arbeitsschutzes und des Betrieblichen Gesundheits-
managements im Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG) ab dem
Jahr 2016 durchgefiihrte umfassende Gefdhrdungsbeurteilung psychi-
scher Belastungen wurde im BMG vollstidndig durchgefiihrt. Diese er-
folgte nicht in Form von Einzelarbeitsplatzanalysen, sondern hatte, wie
dies tiblich ist, einen flichendeckenden Ansatz. Mittels eines anonymen
Fragebogens an alle Beschiftigten wurden mogliche Belastungsfaktoren
erhoben und in einer anschlieBenden Feinanalyse die sich hieraus erge-
bende Gefiahrdungen néher ermittelt. AnschlieBend wurden in einer Ar-
beitsgruppe der Verwaltung unter Einbeziehung von Mitgliedern des
Personalrates, der Gleichstellungsbeauftragten, der Schwerbehinderten-
vertretung und weiterer Akteure des Betrieblichen Gesundheitsmanage-
ments konkrete Maflnahmen in den Schwerpunktbereichen Fortbildung,
Organisation und Hauskultur erarbeitet. Diese Mallnahmen betreffen
ebenfalls das Ministerium als Arbeitsort insgesamt. Sie wurden daher
vor allem durch konkrete Vorgaben in mehreren Dienstvereinbarungen
und im Personalentwicklungskonzept verankert und damit weitgehend
umgesetzt. Die im BMG geltende Dienstvereinbarung zur Arbeitszeit
und zum Arbeitsort beispielsweise enthélt zahlreiche Regelungen, die
die Chance bieten, Riicksicht auf die Gesundheit der Beschéftigten zu
nehmen bzw. Stress zu reduzieren: So gibt es fiir die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter diverse Mdoglichkeiten zur Arbeitszeitflexibilisierung
und zu mobiler Arbeit — unter Wahrung der Referats-Funktionsfahigkeit.
Es gibt auch dezidierte Regelungen fiir kommunikationsfreie Zeiten.
Weitere Dienstvereinbarungen, die ebenfalls nicht zuletzt die psychi-
schen Belastungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Blick haben,
gibt es zu den Themen wertschitzendes Verhalten und Schutz vor Dis-
kriminierung, sexuelle Beldstigung und Mobbing am Arbeitsplatz sowie
zu Verfahren bei Verdacht auf suchtbedingte Auffilligkeiten und sucht-
bedingtes Fehlverhalten. Klar geregelt ist auch ein mehrstufiges Verfah-
ren, in dem Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf eine Arbeits-Uberlas-
tung hinweisen konnen und dazu, wie Losungen dafiir erarbeitet werden
sollen. Den Fiithrungskriften kommt eine besondere Verantwortung zu
im Rahmen der Gesundheitsforderung. Insbesondere durch die Ver-
pflichtung von Fithrungskriften zu regelméBiger Teilnahme an Fiih-
rungsfortbildungen und die Einfiihrung hausspezifischer, interner Fiih-
rungskréfteschulungen sollen daher alle Fiihrungskrifte in ihren Fiih-
rungskompetenzen gestirkt und fiir die Aspekte des gesunden Fiihrens
sensibilisiert werden. Spezielle Seminare zu Stressmanagement, Resili-
enz und dhnlichen Themen stehen aber nicht nur Fiihrungskriften, son-
dern allen Beschiftigten offen. Das Thema psychische Gefidhrdungs-
beurteilungen und Umsetzung von Mallnahmen zur Reduzierung von
Gefahrdungen und Belastungen ist ein kontinuierlicher Prozess.
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53.

54.

55.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Verkehr
und digitale Infrastruktur

Abgeordnete Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass der
Dr. Birke Bull- iiber das Sondervermdgen ,,Digitale Infrastruktur
Bischoff finanzierte DigitalPakt Schule und die Forderung
(DIE LINKE.) des Breitbandausbaus, dessen Einnahmen aus den

Versteigerungserlosen der 5G-Linzenzen stam-
men, wie geplant umgesetzt werden konnen,
wenn die Mobilfunkbetreiber, im Rahmen der vor
Kurzem mit dem Bundesminister fiir Verkehr und
digitale Infrastruktur Andreas Scheuer vereinbar-
ten Ausbauoffensive fiir lindliche Rdume, ihre
Zahlungspflichten aus der 5G-Frequenzauktion
im Jahr 2019 bis ins Jahr 2030 strecken diirfen
(www.manager-magazin.de/unternechmen/artikel/
1-1-drillisch-aktie-und-united-internet-kurzrally-a
usbau-5g-mobilfunknetz-a-1285612.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 4. Oktober 2019

Die konkrete Umsetzung der Forderung des Breitbandausbaus und des
DigitalPakts Schule wird derzeit beraten und ist Gegenstand des parla-
mentarischen Verfahrens zum Haushalt 2020.

Abgeordneter Wer verfasste und autorisierte nach Kenntnis der
Dr. Christian Jung Bundesregierung oder ggf. in Abstimmung mit
(FDP) der Bundesregierung die am 18. September 2019,

10.00 Uhr, verdffentlichte Pressemitteilung der
Deutschen Bahn AG ,,Stellungnahme der DB:
Bundesrechnungshof will zuriick in die 80er-Jah-
re*, in der sich die Deutsche Bahn AG gegen den
Bundesrechnungshof wendet (www.deutsch
ebahn.com/de/presse/pressestart _zentrales ueber
sicht/Stellungnahme-der-DB-Bundesrechnungs
hof-will-zuriick-in-die-80er-Jahre-4456056)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann
vom 1. Oktober 2019

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) werden Pressemittei-
lungen von der Pressestelle der DB AG erstellt. Eine Abstimmung mit
der Bundesregierung erfolgte nicht.

Abgeordneter Wann und auf welche Weise wird die Bundes-
Dr. Christian Jung regierung den Mitgliedern des Haushaltsausschus-
(FDP) ses und des Ausschusses fiir Verkehr und digitale

Infrastruktur des Deutschen Bundestages den
600-seitigen Compliance-Bericht {iber die Bera-
teraffdre bei der Deutschen Bahn AG zur Verfii-


https://www.manager-magazin.de/unternehmen/artikel/1-1-drillisch-aktie-und-united-internet-kurzrally-ausbau-5g-mobilfunknetz-a-1285612.html
https://www.deutschebahn.com/de/presse/pressestart_zentrales_uebersicht/Stellungnahme-der-DB-Bundesrechnungshof-will-zurück-in-die-80er-Jahre-4456056
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gung stellen, der offenbar nur in einer Kurzzu-
sammenfassung bei der Aufsichtsratssitzung der
Deutschen Bahn AG am 18. September 2019 an
die Aufsichtsrite weitergeleitet und erortert wurde
(https://rp-online.de/wirtschaft/unternehmen/deuts
che-bahn-kippt-berater-praxis_aid-45917283)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 1. Oktober 2019

Der Bericht tiber die Untersuchungsergebnisse zu Beratervertragen von
ehemaligen Vorstinden und Geschéftsfithrern bei der Deutschen Bahn
AG wird derzeit innerhalb Bundesregierung ausgewertet. Bis zum Ab-
schluss des Verfahrens konnen keine weiteren Aussagen getroffen wer-

den.

56. Abgeordnete Wie stellt die Bundesregierung die Kontrolle der
Daniela Kluckert  Einhaltung der zehnprozentigen Reduktion auf
(FDP) die Preise der Bahnfahrten sowohl bei Tickets zu

Fixpreisen als auch bei Tickets zu dynamisch fle-
xiblen Preisen wie beispielsweise Sparpreisen si-
cher, so wie es als sektorbezogene Maflnahme im
Verkehrsbereich im Papier ,,Eckpunkte fiir das
Klimaschutzprogramm 2030“ im Unterpunkt
,»Xiv. Bahnfahren billiger, Fliegen teurer machen*
am 20. September 2019 von der Bundesregierung
als Konsequenz der Senkung der Mehrwertsteuer
auf Bahnfahrten im Fernverkehr von 19 Prozent
auf den erméBigten Mehrwertsteuersatz von
7 Prozent vorgestellt wurde?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann
vom 4. Oktober 2019

Die Deutsche Bahn hat angekiindigt, im Rahmen einer Selbstverpflich-
tung die Umsatzsteuersenkung an die Kunden weiterzureichen.

57. Abgeordnete Welche Bundesldnder betrauen als Organleihe das
Dr. Ingrid Nestle  Eisenbahn-Bundesamt mit den Aufgaben der je-
(BUNDNIS 90/ weiligen Landeseisenbahnaufsicht, und welche

DIE GRUNEN) Verdnderungen gab es diesbeziiglich seit 2000?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 2. Oktober 2019

Das Eisenbahn-Bundesamt nimmt fiir die folgenden Lénder die Landes-
eisenbahnaufsicht wahr: Baden-Wiirttemberg, Bayern, Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern,  Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thiiringen.


https://rp-online.de/wirtschaft/unternehmen/deutsche-bahn-kippt-berater-praxis_aid-45917283
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58.

Seit dem Jahr 2000 gab es die folgenden Verdnderungen: Die Vertrige
mit der Hansestadt Bremen (zum 31. Dezember 2010) und mit Hessen

(zum 30. Juni 2012) wurden nicht fortgefiihrt.

Abgeordnete Wie ist der Personalbestand der Referate der Ab-
Dr. Ingrid Nestle  teilungen 2 und 3 beim Eisenbahn-Bundesamt,
(BUNDNIS 90/ und welche zusatzlichen Stellen sind geplant (bit-
DIE GRUNEN) te getrennt nach Aufgabenbereichen aufstellen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann

vom 4. Oktober 2019

Zum Stichtag 25. September 2019 sind in der Abteilung 2 ,,Infrastruk-
tur* beim Eisenbahn-Bundesamt 347 Vollzeitmitarbeiter beschiftigt und
in der Abteilung 3 , Fahrzeuge, Betrieb® 244,9 Vollzeitmitarbeiter be-

schéftigt.

Eine Aufschliisselung nach Referaten ergibt sich aus der nachfolgenden

Tabelle:
Abteilung 2 Infrastruktur Personalbestand
AbtL 2 2,6
Referat 21 29,0
Referat 22 10,8
Referat 22 10,6
Referat 22 19,4
Referat 23 4.0
Sachbereich 2 (Sb) Berlin 14,9
Sb 2 Dresden 14,6
Sb 2 Frankfurt/Saarbriicken 14,9
Sb 2 Hamburg/Schwerin 15,6
Sb 2 Hannover 7,6
Sb 2 Karlsruhe/Stuttgart 16,5
Sb 2 Erfurt/Halle 23,0
Sb 2 Essen/Koln 21,2
Sb 2 Miinchen/Niirnberg 17,6
Sachbereich 3 (Sb) Berlin 12,7
Sb 3 Dresden 11,0
Sb 3 Frankfurt/Saarbriicken 18,7
Sb 3 Hamburg/Schwerin 10,0
Sb 3 Hannover 9,0
Sb 3 Karlsruhe/Stuttgart 10,0
Sb 3 Erfurt/Halle 18,0
Sb 3 Essen/Koln 18,6
Sb 3 Miinchen/Niirnberg 17,0
Summe 347,0
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59.

60.

Abteilung 3 Fahrzeuge, Betrieb Personalbestand
AbtL 3 3,0
Referat 31 32,8
Referat 32 19,1
Referat 33 24,3
Referat 34 27,5
Sachbereich 4 (Sb) Berlin 11,0
Sb 4 Dresden 9,9
Sb 4 Frankfurt/Saarbriicken 17,3
Sb 4 Hamburg/Schwerin 15,7
Sb 4 Hannover 11,5
Sb 4 Karlsruhe/Stuttgart 14,0
Sb 4 Erfurt/Halle 15,7
Sb 4 Essen/Koln 20,7
Sb 3 Miinchen/Niirnberg 22,5
Summe 2449

Im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2020 wurden fiir die
Abteilung 2, Infrastruktur® 11,0 zusitzliche Plan-/Stellen und fiir die
Abteilung 3 , Fahrzeuge, Betrieb* 23,0 zusitzliche Plan-/Stellen ange-

meldet.

Abgeordneter
Soren Pellmann
(DIE LINKE.)

Welche zehn Stidte wurden fiir die Einfithrung
des sogenannten ,,365-Euro-Tickets® im Rahmen
des Eckpunktpapiers der Bundesregierung fiir das
Klimaschutzprogramm 2030 vorgeschlagen, bzw.
nach welchen Kriterien kdnnen sich Stédte hierfiir
bewerben (www.bundesregierung.de/resource/blo
b/975202/1673502/768b67ba939c098c¢994b71c0b
7d6e636/2019-09-20-klimaschutzprogramm-data.
pdf?download=1)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 27. September 2019

Die Rahmenbedingungen der Unterstiitzung von zehn Modellprojekten
zur Starkung des OPNV werden derzeit erarbeitet. Vor diesem Hinter-
grund sind zum jetzigen Zeitpunkt keine Aussagen zur Auswahl der Pro-

jekte moglich.

Abgeordnete
Dr. Manuela
Rottmann
(BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Sieht die Bundesregierung einen betriebs- oder
volkswirtschaftlichen Vorteil darin, dass mit of-
fentlichen Mitteln erstellte, nicht entwidmete
Eisenbahnstrecken der Eisenbahnen des Bundes
durch Tochter der Deutschen Bahn AG nicht an
andere Infrastrukturbetreiber, sondern an Gleis-
verwerter verkauft werden (www.br.de/nachrich
ten/bayern/wo-die-bahn-schon-lange-nicht-mehr-f
achrt,RcFuEj7), und wenn ja, welchen?


http://www.bundesregierung.de/resource/blob/975202/1673502/768b67ba939c098c994b71c0b7d6e636/2019-09-20-klimaschutzprogramm-data.pdf?download=1
https://www.br.de/nachrichten/bayern/wo-die-bahn-schon-lange-nicht-mehr-faehrt,RcFuEj7
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61. Abgeordnete Plant die Bundesregierung vor dem Hintergrund
Dr. Manuela ihrer in Artikel 87e Absatz 4 Satz 1 1. Halbsatz
Rottmann (www.br.de/nachrichten/bayern/wo-die-bahn-sch
(BUNDNIS 90/ on-lange-nicht-mehr-fachrt,RcFuEj7), des Grund-
DIE GRUNEN) gesetzes enthaltenen Gewahrleistungsverantwor-

tung fiir Ausbau und Erhalt des Schienennetzes
der Eisenbahnen des Bundes, die VerduBerung
nicht entwidmeter Eisenbahnstrecken der Deut-
schen Bahn AG und ihrer Tochter an Riickbauun-
ternehmen zu unterbinden, und wenn nein, warum
nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 4. Oktober 2019

Die Fragen 60 und 61 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Dem Riickbau einer Strecke geht ein Verfahren nach § 11 des Allgemei-
nen Eisenbahngesetzes (AEG) voraus, bei dem die Infrastruktur Dritten
zur Ubernahme des Betriebes angeboten wird. Wenn Gleisverwerter ti-
tig werden, deutet dies darauf hin, dass kein Interessent zur Ubernahme
und Betrieb der Infrastruktur gefunden wurde. Durch den Riickbau kann
eine andere Nutzung, beispielsweise als Radweg, ermdglicht werden.

Ferner muss dem Riickbau ein Verfahren nach § 18 AEG vorausgehen
(wesentliche Anderung der Bahnanlage), in dem die 6ffentlich-rechtli-
chen Interessen nochmals gepriift werden.

Fiir den Gewéhrleistungsauftrag aus Artikel 87¢ Absatz 4 GG reicht eine
abstrakte Nachfrage nach einem Verkehrsangebot nicht aus. Vielmehr
muss ein konkreter Bedarf und dessen Wirtschaftlichkeit nachgewiesen

werden.

62. Abgeordnete Plant die Bundesregierung, die Kriterien fiir die
Dr. Manuela Verneinung eines langfristigen Verkehrsinteresses
Rottmann als Voraussetzung einer Entwidmung gemil § 23

(BUNDNIS 90/ AEG vor dem Hintergrund der Verkehrswende

DIE GRUNEN) und des Ausbaus des offentlichen Verkehrs als Al-
ternative zum motorisierten Individualverkehr zu
uiberarbeiten, und wenn nein, warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 4. Oktober 2019

Eine Uberarbeitung des Kriteriums des langfristigen Verkehrsinteresses
als Voraussetzung einer Freistellung ist derzeit nicht geplant, da der Prii-
fungsmafstab bereits weit auszulegen ist.


https://www.br.de/nachrichten/bayern/wo-die-bahn-schon-lange-nicht-mehr-faehrt,RcFuEj7
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63. Abgeordnete Welche Mittel sind im Bundeshaushalt 2020 fiir
Dr. Manuela Investitionen zur Reaktivierung von stillgelegten
Rottmann und ggf. auch bereits entwidmeten Eisenbahnstre-
(BUNDNIS 90/ cken vorgesehen, und nach welchen Kriterien
DIE GRUNEN) werden diese verteilt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 4. Oktober 2019

Die Aufgabe des BM VI ist es, mit den zur Verfiigung gestellten Bundes-
mitteln, Investitionsfinanzierungen fiir den Neu- und Ausbau der Schie-
neninfrastruktur und ihrer Anlagen sowie Investitionen fiir den Erhalt
des bestehenden Netzes vorzunehmen, die eine gleichbleibend hohe
Qualitét gewdhrleisten.

Im Haushaltsjahr 2020 sind wie in allen anderen Haushalten keine ge-
sonderten Bundesmittel fiir Investitionen zur Reaktivierung von stillge-
legten und ggf. auch bereits entwidmeten Eisenbahnstrecken vorgese-

hen.

64. Abgeordneter Welche Maoglichkeiten bestehen nach Kenntnis
Frank Schiffler der Bundesregierung, auch vor dem Hintergrund
(FDP) der im Koalitionsvertrag angekiindigten ,,Bundes-

mittel fiir den Betrieb von Schienennebenstre-
cken (Seite 78 Zeile 3570 des Koalitionsvertra-
ges zwischen CDU, CSU und SPD), stillgelegte
Bahnhofe entlang der Bahnstrecke Nienburg—
Minden (insbesondere Petershagen—Heimsen,
Windheim und Frille) zu reaktivieren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 4. Oktober 2019

Voraussetzung fiir die Reaktivierung oder den Neubau einer Verkehrssta-
tion ist, dass der Aufgabentrdger im Schienenpersonennahverkehr lang-
fristig und in ausreichendem Maf3e Verkehrsleistungen bestellt.

Der Bund stellt den Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes im
Rahmen der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) auch
Mittel fiir Investitionen in die Schienenwege des Schienenpersonenver-
kehrs zur Verfiigung. Uber die Verwendung der Mittel stellen die Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen im Deutsche Bahn AG-Konzern mit dem
jeweiligen Land Einvernehmen her. Der Bund ist an den Entscheidungen
nicht beteiligt.

Zur Reaktivierung von Verkehrsstationen an der Bahnstrecke Nienburg—
Minden teilt der zusténdige Aufgabentriger ,,Zweckverband Nahverkehr
Westfalen—Lippe (NWL)“ mit, dass eine Integration weiterer Halte im
Abschnitt Nienburg—Minden unter Beibehaltung der Anschlusssituation
in Nienburg kaum moglich ist, da insgesamt die Streckenauslastung im
Korridor Bielefeld-Minden bereits sehr hoch ist.
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65. Abgeordnete Welche Uberlegungen und Pline gibt es im Rah-
Margit Stumpp men des 10-Punkte-Plans zum Brenner-Verkehr
(BUNDNIS 90/ (www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/zehn-p
DIE GRUNEN) unkte-plantransitverkehr.html) im Bereich des

Schienenverkehrs auflerhalb Bayerns und konkret
zur Brenzbahn (bitte aktuelle und geplante MaB-
nahmen auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 26. September 2019

Im Einzelnen sind folgende MaBnahmen der Schieneninfrastruktur im
10-Punkte-Plan benannt: Hierzu zdhlt die Ertiichtigung der Umschlag-
bahnhofe Miinchen/Riem und Regensburg sowie der Bau der Truderin-
ger Kurve. Dariiber hinaus sind Osterreich und Deutschland/Bayern
iibereingekommen, gemeinsam einen zusétzlichen geeigneten Terminal-
standort insbesondere fiir den Kombinierten Verkehr und die Rollende
Landstrale im siiddeutschen Raum zu identifizieren. Auf andere Projek-
te des Bedarfsplans Schiene nimmt der 10-Punkte-Plan keinen Bezug
und auch nicht auf Strecken, deren Ausbau nicht im Bedarfsplan Schie-
ne enthalten sind.

66. Abgeordnete Muss das aktuelle Schienenwegeausbaugesetz, in
Marja-Liisa Véllers dem die Strecke ABS/NBS Hannover—Bielefeld
(SPD) VMax 230 km/h ausgewiesen ist, im parlamenta-

rischen Verfahren noch einmal gedndert werden,
sollte die im Rahmen des 2. Gutachterentwurfs
zum  Deutschlandtakt beschriebene  Strecke
ABS/NBS Hannover-Hamm als 300 km/h Vari-
ante ausgebaut werden, da sich sowohl die Stre-
cke (jetzt bis Hamm anstatt bis Bielefeld) als auch
die Geschwindigkeit (VMax 300 km/h anstatt
VMax 230 km/h) verdndert haben (www.bmvi.de/
SharedDocs/DE/Anlage/E/schienengipfel-zwei
ter-gutachtenentwurf.pdf? _ blob=publicationFile
[Seite 17])?

67. Abgeordnete Wenn das aktuelle Schienenwegeausbaugesetz zur
Marja-Liisa Véllers Umsetzung der im Deutschlandtakt ausgewiese-
(SPD) nen Projekte noch einmal gedndert werden muss

(siehe Frage 66), fiir wann ist dies geplant?

Antwort des Parlamentarischen Staatssektretirs Enak Ferlemann
vom 4. Oktober 2019

Die Fragen 66 und 67 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Der Gesetzgeber hat mit dem aktuellen Bundesschienenwegeausbauge-
setz die gesetzliche Grundlage fiir die ABS/NBS Hannover—Bielefeld
geschaffen.

Im Hinblick auf etwaige dariiber hinaus gehende Streckenabschnitte
sind die noch laufenden Arbeiten zum finalen Zielfahrplan fiir den


https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/zehn-punkte-plantransitverkehr.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/E/schienengipfel-zweiter-gutachtenentwurf.pdf?__blob=publicationFile
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68.

69.

Deutschlandtakt abzuwarten. Erst nach Abschluss der wirtschaftlichen
und verkehrlichen Bewertung konnen Aussagen zu notwendigen Infra-
strukturmalBnahmen getroffen werden. Dies schlie8t ebenso die Frage
ein, ob im Zuge des Deutschlandtakts eine Anderung des Bundesschie-
nenwegeausbaugesetzes vorgenommen werden muss.

Abgeordneter Wie viele Dienst-E-Bikes sind in Besitz bzw. in
Andreas Wagner  der Nutzung der Bundesministerien und deren
(DIE LINKE.) nachgeordneten Behorden (bitte in absoluten Zah-

len sowie in prozentualen Anteilen zur Gesamt-
zahl der Dienstfahrrdder der Bundesministerien
aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann

Drucksache 19/13725

vom 2. Oktober 2019

Ich verweise auf die anliegende Ubersicht.

Ressort Anzahl aller % Anteil an Anzahl aller

Dienst E-Bikes | Dienstfahrrddern | Dienst E-Bikes
Ministerium Ministerium Geschiftsbereich

AA

BKM 0 0 0

BMAS 3 25 2

BMBF 7 29,17 -

BMEL 0 0 4

BMF 0 0 3

BMFSFJ 0 0 1

BMG 3 21,43 4

BMI

BMIJV 0 0 0

BMUB 7 50 6

BMVG 0 0 1

BMVI 6 31,6 4

BMWI 7 32 13

BMZ 8 29 0

BPA 4 31 -

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit

Abgeordneter

Dieter Janecek
(BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
aus den Ergebnissen des 2. Zwischenberichts zur
Untersuchung der regionalen Luftqualitdt auf ul-
trafeine Partikel im Bereich des Flughafens
Frankfurt (www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/lu
ft/sonstige berichte/ufp/UFP-Zweiter-Zwischen
bericht 20190819.pdf), und fiir welche Grenz-


https://www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/luft/sonstige_berichte/ufp/UFP-Zweiter-Zwischenbericht_20190819.pdf
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werte des Schwefelanteils in Flugzeugkraftstoffen
(g Schwefel/kg Kraftstoff) setzt sich die Bundes-
regierung auf europiischer Ebene ein?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Florian Pronold
vom 4. Oktober 2019

Die Bundesregierung hat die Ergebnisse des 2. Zwischenberichts zur
Untersuchung der regionalen Luftqualitéit auf ultrafeine Partikel im Be-
reich des Flughafens Frankfurt zur Kenntnis genommen. Ergidnzend
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf der Bundestagsdrucksache
19/5355 verwiesen.

Der aktuelle Grenzwert der Jet A1 — Spezifikation fiir den Schwefelge-
halt von Kerosin liegt bei 0,3 Prozent (3000 ppm). Soweit bekannt lie-
gen Schwefelgehalte des in Deutschland verwendeten Kerosins iiblicher-
weise zwischen 10 und 800 ppm. Eine weitreichende Entschwefelung
verhindert die Bildung von Sulfat-Partikeln und ist aus Sicht von Um-
welt und Gesundheit zu begriilen. Die Bundesregierung priift, inwieweit
eine Einflussnahme auf die derzeit geltende Regelung zu Flugkraftstof-
fen moglich ist.

70. Abgeordnete Welche iiber die bisherigen Medienberichte hi-
Sylvia Kotting-Uhl nausgehenden wesentlichen Erkenntnisse hat die
(BUNDNIS 90/ Bundesregierung bis dato zu dem Unfall mit Ra-
DIE GRUNEN) dioaktivititsfreisetzung bei Sewerodwinsk am

Weillen Meer vom 8. August 2019 (www.tages
spiegel.de/politik/explosion-auf-raketen-testgela
ende-was-ueber-den-mysterioesen-atom-unfall-in-
russland-bekannt-ist/24899424 html und www.spi
egel.de/wissenschaft/mensch/mysterioeser-waffen
test-ractsel-um-russische-atom-messstationen-a-1
283009.html), und welche eigenen radiologischen
Analyseaktivititen des Bundes gab es dazu seit
8. August 2019 bis dato (ggf. bitte mit Angabe der
wesentlichen Ergebnisse)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 2. Oktober 2019

Zu dem Unfall liegen der Bundesregierung keine iiber die bisherigen
Medienberichte hinausgehenden wesentlichen Erkenntnisse vor.

Der Bundesregierung liegen keine eigenen radiologischen Messdaten
aus der Region um Sewerodwinsk vor. Auf Basis der vom russischen
Wetterdienst Roshydromet am 8. und 26. August 2019 veroffentlichten
Messdaten ergibt sich, dass es sich um ein Ereignis handelt, bei dem in-
nerhalb kurzer Zeit ausschlieBlich radioaktive Edelgase in die Atmo-
sphire freigesetzt wurden. Von einem Nachweis aerosolgetragener
Spaltprodukte, wie radioaktivem Jod oder Cdsium, wurde nicht berich-
tet.


http://www.tagesspiegel.de/politik/explosion-auf-raketen-testgelaende-was-ueber-den-mysterioesen-atom-unfall-in-russland-bekannt-ist/24899424.html
https://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/mysterioeser-waffentest-raetsel-um-russische-atom-messstationen-a-1283009.html
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71. Abgeordnete Kann die Bundesregierung nach ihren Kenntnis-
Sylvia Kotting-Uhl sen bestitigen, dass der franzosische Entwurf
(BUNDNIS 90/ einer mehrjdhrigen Energieplanung fiir den Zeit-

DIE GRUNEN) raum 2019 bis 2028 die Stilllegung keiner Blocke
des Atomkraftwerkes Cattenom, die alle eine Net-
toleistung von 1.300 MW aufweisen, bis mindes-
tens 2035 vorsieht (www.ecologique-solidaire.go
uv.fi/sites/default/files/PPE-Executive%20summa
ry.pdf), und hat die Bundesregierung im Rahmen
der parallel eingeleiteten Strategischen Umwelt-
vertraglichkeitspriifung (www.ecologique-soli
daire.gouv.fi/sites/default/files/Strategic%20Envir
onmental%20Assessment%20PPE%20Eng
lish.pdf) bereits eine Konsultation gemif3 Richtli-
nie 2001/42/EG des Europédischen Parlaments und
des Rates vom 27. Juni 2001 tiber die Priifung der
Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Pro-
gramme, Artikel 7 Absatz 2, angefordert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 2. Oktober 2019

Die Bundesregierung kann bestitigen, dass der Entwurf der franzosi-
schen mehrjdhrigen Programmplanung fiir Energie (PPE) keine Stillle-
gung von Blocken des Atomkraftwerkes Cattenom vorsieht.

Wie bereits in der Fragestunde des Deutschen Bundestages (Plenarproto-
koll 19/100) am 15. Mai 2019 erlédutert, gab es ein gemeinsames Schrei-
ben des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie sowie des Bun-
desministeriums fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit vom
24. Januar 2019 an den damaligen franzdsischen Minister fiir den 6kolo-
gischen Wandel, Frangois de Rugy. In dem Schreiben wurde darum ge-
beten, die fiir das Jahr 2019 geplante Beteiligung der Nachbarstaaten zur
kiinftigen PPE in Form einer grenziiberschreitenden strategischen Um-
weltpriifung entsprechend der EU-Richtlinie iiber die strategische Um-
weltpriifung (SUP-Richtlinie) durchzufiihren. Insbesondere sei dabei
wichtig, dass auch die deutsche Offentlichkeit in einem fiir solche Zwe-
cke geschaffenen Verfahren ihre Stellungnahmen direkt an die zustandi-
ge franzosische Behorde richten konne.

Um grenziiberschreitende Konsultationen auf ministerieller Ebene nach
Artikel 7 Absatz 2 der SUP-Richtlinie hat die Bundesregierung bislang
nicht gebeten.


http://www.ecologique-solidaire.gouv.fr/sites/default/files/PPE-Executive%20summary.pdf
http://www.ecologique-solidaire.gouv.fr/sites/default/files/Strategic%20Environmental%20Assessment%20PPE%20English.pdf
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72.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Bildung
und Forschung

Abgeordnete Wie viele Schiilerinnen und Schiiler in der Aus-
Dr. Birke Bull- bildung zur/zum staatlich anerkannten Erzieherin/
Bischoff Erzieher sind in den vergangenen zwei Jahren auf
(DIE LINKE.) der Grundlage des Aufstiegsfortbildungsforde-

rungsgesetzes in den einzelnen Bundeslédndern ge-
fordert worden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Rachel
vom 2. Oktober 2019

Ausweislich der Bundesstatistik zum Aufstiegsfortbildungsforderungs-
gesetzes (AFBG, sog. Aufstiegs-BAfoG) aus den Jahren 2017 und 2018
sind in diesem Zeitraum insgesamt 51.253 Schiilerinnen und Schiiler in
der Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin, zum staatlich aner-
kannten Erzieher mit dem Aufstiegs-BAf6G auf der Grundlage des
AFBG gefordert worden. Die nachfolgenden Tabellen enthalten eine
Ubersicht zu den Forderzahlen aus den Jahren 2017 und 2018 nach Lin-
dern.

Auszug aus der Jahresstatistik 2017 zum AFBG fiir den
Ausbildungsbereich staatlich anerkannte/r Erzieher/in

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

Bundesland Anzahl der Geforderten
Baden-Wiirttemberg 4.300
Bayern 5.896
Berlin 67
Brandenburg 537
Bremen 46
Hamburg 640
Hessen 1.547
Mecklenburg-Vorpommern 415
Niedersachsen 3.251
Nordrhein-Westfalen 555
Rheinland-Pfalz 1.334
Saarland 775
Sachsen 1.788
Sachsen-Anhalt 708
Schleswig-Holstein 894
Thiiringen 789
Deutschland 23.542

Auszug aus der Jahresstatistik 2018 zum AFBG fiir den
Ausbildungsbereich staatlich anerkannte/r Erzieher/in

Bundesland Anzahl der Geforderten
Baden-Wiirttemberg 5.514
Bayern 6.085
Berlin 82
Brandenburg 616
Bremen 98
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Bundesland Anzahl der Geforderten
Baden-Wiirttemberg 5.514
Bayern 6.085
Berlin 82
Hamburg 693
Hessen 1.910
Mecklenburg-Vorpommern 459
Niedersachsen 3.739
Nordrhein-Westfalen 823
Rheinland-Pfalz 1.969
Saarland 843
Sachsen 1.986
Sachsen-Anhalt 788
Schleswig-Holstein 1.183
Thiiringen 923
Deutschland 27.711

73. Abgeordnete Welche Bundesldnder haben nach Kenntnis der
Dr. Birke Bull- Bundesregierung derzeit die notwendige Forder-
Bischoff richtlinie fir das Abrufen der Fordermittel aus
(DIE LINKE.) dem DigitalPakt Schule in Kraft gesetzt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Thomas Rachel
vom 2. Oktober 2019

In Baden-Wiirttemberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-
Anbhalt, Schleswig-Holstein und Thiiringen sind die Forderrichtlinien be-
reits in Kraft getreten. Die iibrigen Lénder wollen noch im Herbst ihre
Forderrichtlinien verdffentlichen und in Kraft setzen. Das Bundesminis-
terium fiir Bildung und Forschung informiert {iber den jeweils aktuellen
Stand auf der Webseite www.digitalpaktschule.de.

74. Abgeordnete Wie viele Schiilerinnen und Schiiler in der Aus-
Dr. Birke Bull- bildung mit der Bezeichnung ,,Fachschule Sozial-
Bischoff padagogik, 3 Jahre integrative Form* bzw. ,,3-jdh-
(DIE LINKE.) rige integrierte Vollzeitausbildung zur/zum staat-

lich anerkannten Erzieherin/Erzieher” sind nach
Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2018 auf
der Grundlage des Aufstiegsfortbildungsforde-
rungsgesetzes gefordert worden (bitte nach Bun-
desldandern aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Rachel
vom 4. Oktober 2019

Zur Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler nach Landern, die im Jahr
2018 mit dem Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz (AFBG, sog. Auf-
stiegs-BAfOG) in der Ausbildung zum staatlich anerkannten Erzieher
beziehungsweise zur staatlich anerkannten Erzieherin gefordert wurden,
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 72


http://www.digitalpaktschule.de
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verwiesen. Dariiber hinaus liegen der Bundesregierung innerhalb des
Fortbildungsziels ,,Staatlich anerkannte/r Erzieher/in“ keine spezifische-
ren Daten zu den erfragten Fortbildungsbezeichnungen vor.

75. Abgeordnete Welche Position vertritt das Bundesministerium
Dr. Bettina fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
Hoffmann gegeniiber der Forderung einiger EU-Mitglied-
(BUNDNIS 90/ staaten, darunter Frankreich, den Begriff ,,Inno-
DIE GRUNEN) vationsprinzip“ in Erwdgungsgrund 3 des Vor-

schlags fiir eine Verordnung des Europidischen
Parlaments und des Rates iiber das Rahmenpro-
gramm fiir Forschung und Innovation ,,Horizont
Europa® zu streichen, und wie verhalten sich die
anderen beteiligten Ressorts dazu?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Dr. Michael Meister
vom 2. Oktober 2019

Deutschland hat zu dem in der Ratsarbeitsgruppe Forschung vorgelegten
Formulierungsvorschlag fiir den Erwidgungsgrund 3 gefordert, die erldu-
ternde FuBnote direkt hinter das Wort Innovationsprinzip zu setzen, um
Missverstdndnisse zu vermeiden, und einen Priifvorbehalt eingelegt,
aber nicht fiir eine Streichung votiert. Zudem hat die Bundesregierung
festgehalten, dass ein starker Forschungs- und Innovationsstandort auch
ein regulatorisches Umfeld erfordert, das zur Innovationsoffenheit bei-
tragt. Innovation ist dabei kein Selbstzweck, sondern dient dazu, Wohl-
stand sicherzustellen, sozialen Fortschritt zu fordern und 6kologische
Vertriglichkeit zu erreichen. Hierzu gehoren auch die Diskussionen iiber
das Verhiltnis zwischen Vorsorge- und Innovationsprinzip, die sowohl
in der interessierten Offentlichkeit als auch mit und innerhalb der
Bundesregierung gefiihrt werden. Der Innovationsbegriff hélt nach Auf-
fassung der Bundesregierung am Vorsorgeprinzip und den bestehenden
Schutzstandards fest. Er kennzeichnet zudem Neuerungen, die auch da-
zu beitragen, Risiken fiir die Menschen und die Umwelt zu verringern.

76. Abgeordnete Welche aktuelle Zeitplanung sieht die Bundes-
Claudia Miiller regierung zur Indienststellung des neuen For-
(BUNDNIS 90/ schungsschiffes ,,Polarstern 2° vor (bitte voraus-
DIE GRUNEN) sichtliche Zeiten fiir Auftragsvergabe, Bauzeit

und Indienststellung nennen), und von Gesamt-
kosten in welcher Hohe geht sie nach aktuellen
Planungen aus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Michael Meister
vom 4. Oktober 2019

Das Vergabeverfahren fiir die Werftausschreibung fiir die Ersatzbeschaf-
fung des deutschen Forschungseisbrechers POLARSTERN II lduft der-
zeit noch. Zu Details des laufenden Verfahrens kann die Bundesregie-
rung aus vergaberechtlichen Griinden keine Angaben machen. Fragen
zur Bauzeit, Indienststellung und Gesamtkosten hdngen von der Verga-
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beentscheidung ab und koénnen deshalb zum jetzigen Zeitpunkt nicht be-
antwortet werden.

77. Abgeordnete Weshalb hat das Bundesministerium fiir Bildung
Dr. Petra Sitte und Forschung in seinen Zukunftskreis, der es in
(DIE LINKE.) Fragen der Gestaltung seiner zukiinftigen Politik

berit, keine Umweltverbinde berufen, obwohl die
vom Menschen verursachten Umweltbelastungen
vom Bundesministerium als zukiinftiger Mega-
trend gesehen werden (Ubersicht Mitglieder (ganz
unten): www.bmbf.de/de/mit-foresight-in-die-zuk
unft-schauen-930.html)?

78. Abgeordnete Weshalb hat das Bundesministerium fiir Bildung
Dr. Petra Sitte und Forschung keine Akteurinnen und Akteure
(DIE LINKE.) der Zivilgesellschaft sowie der Jugendpolitik in

den von ihm eingerichteten Zukunftskreis beru-
fen, obwohl dessen kommender Bericht, unter
dem Titel ,,Zukunft der Wertvorstellung der Men-
schen in Deutschland®, den Wertewandel in der
Bevdlkerung untersuchen soll, und inwiefern sind
die beteiligten Vertreterinnen und Vertreter von
IBM, EVONIK Industries AG und des Business
Angels Netzwerk Deutschland hierfiir nach An-
sicht der Bundesregierung besser geeignet?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Michael Meister
vom 2. Oktober 2019

Die Fragen 77 und 78 werden im Zusammenhang beantwortet.

Der Zukunftskreis wurde einberufen, um den neuen Prozess der Strate-
gischen Vorausschau des Bundesministeriums fiir Bildung und For-
schung (2019 bis 2022) fachlich fundiert zu begleiten und nicht, um be-
reits vorab festgelegte Megatrends nachtriglich zu bestitigen. Die Mit-
glieder des Zukunftskreises kommen aus einer grolen Bandbreite wis-
senschaftlicher Disziplinen, aus der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft.
MafBgeblich fiir ihre Auswahl war nicht die Zugehorigkeit zu bestimm-
ten Interessengruppen, Verbdanden oder Institutionen, sondern die per-
sonliche Fachkompetenz in Fragen der strategischen Vorausschau ver-
bunden mit der Fahigkeit, themenfeldiibergreifend eine kreative, zu-
kunftsweisende, unabhéngige und kritische Begleitung des Foresight-
Prozesses zu gewéhrleisten.

Die angesprochene Wertestudie ist die erste einer Reihe vertiefender
Studien, die unter der Themenpatenschaft von Mitgliedern des Zukunfts-
kreises die weitere Arbeit des Gremiums unterstiitzen sollen. Die hier
besonders relevante Perspektive junger Menschen wird insbesondere
durch Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern der Jugendarbeit aus
den verschiedensten Bereichen wie Jugendzentren, Schulen, Kirchen,
Sozialen Bewegungen als auch im Rahmen eines Workshops mit Ju-
gendlichen eingebracht.


https://www.bmbf.de/de/mit-foresight-in-die-zukunft-schauen-930.html
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79. Abgeordnete Woraus bestand die Beratungsleistung in Bezug
Dr. Petra Sitte auf die Griindung und Organisation der Agentur
(DIE LINKE.) fiir Sprunginnovationen, und welche konkreten

Fragestellungen beinhalteten die beiden vom
Bundesministerium fiir Bildung und Forschung
vergebenen Beratungsauftrage (Bericht iiber den
Einsatz externer Berater im Haushaltsjahr 2018;
Ausschussdrucksache 19(8)3252)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Dr. Michael Meister
vom 4. Oktober 2019

Der Gegenstand der Beratungsleistungen bestand in der Erstellung von
Entwiirfen fiir einen Gesellschaftsvertrag und Geschéftsordnungen fiir
den zukiinftigen Aufsichtsrat und die Geschiftsfiihrung der geplanten
Agentur zur Férderung von Sprunginnovationen, in einer steuerrechtli-
chen Einschétzung, der Erstellung von Mustervertragen mit den zukiinf-
tigen Beschéftigten der Agentur und der Ausarbeitung eines Unterneh-
menskonzepts, welches sich in die Arbeitspakete Binnenorganisation,
Personalstruktur und Wirtschaftsplan unterteilte.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

80. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis, ob Mitarbeiter
Dr. Christoph der bundeseigenen Gesellschaft fiir Internationale
Hoffmann Zusammenarbeit (GIZ) GmbH am internationalen
(FDP) Klimastreik am Freitag, den 20. September 2019,

teilgenommen haben, und auf welcher Grundlage
wurde die Teilnahme bewilligt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Dr. Maria Flachsbarth
vom 2. Oktober 2019

Die Deutsche Gesellschaft fiir Internationale Zusammenarbeit (GIZ)
GmbH hat keine Arbeitsbefreiung gewéhrt oder in anderer Weise die
Teilnahme an der Demonstration zum sogenannten Klimastreik durch
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter bewilligt.

81. Abgeordneter Inwiefern plant die Bundesregierung bei ihrem
Uwe Kekeritz Treffen mit dem brasilianischen Umweltminister
(BUNDNIS 90/ Ricardo Salles am 1. Oktober 2019, kritische The-
DIE GRUNEN) men wie Salles Unterstiitzung von illegalen Holz-

fallern (,,Garimpeiros®) im Amazonasgebiet
(www .brasil.elpais.com/brasil/2019/09/1 7politica/
1568756593 921467.html), die klimawandel-
skeptischen AuBerungen diverser Mitglieder der


https://brasil.elpais.com/brasil/2019/09/17politica/1568756593_921467.html
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Regierung (www.thoguardian.com/world/2019/se
p./13/brazil-environment-minister-climate-denier-
group-ricardo-salles) sowie die Pline, indigenes
Land fiir Bergbau und industrielle Landwirtschaft
zu 6ftnen (s. Link 1 oder www.camara.leg.br/noti
cias/576927-ccj-aprova-pac-sobre-ativades-agro
pecnarias-em-terras-indigenas/) anzusprechen,
und welche Konsequenzen aus dieser Politik der
brasilianischen Regierung zieht die Bundesregie-
rung fiir die deutsch-brasilianische Zusammenar-
beit, auch vor dem Hintergrund, dass sie nach ei-
genen Angaben die im Mercosur-EU-Freihandels-
abkommen vereinbarten Regelungen zur Einhal-
tung des Pariser Klimaabkommens, dem effekti-
ven Waldschutz und der Bekédmpfung des illega-
len Holzeinschlags als effektives Regulierungsin-
strument betrachtet (s. z. B. Antwort des Auswar-
tigen Amts auf Schreiben vom 7. August 2019
von Uwe Kekeritz u.a. MdB, 5. September
2019)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Norbert Barthle
vom 30. September 2019

Die Frage bezieht sich auf zukiinftige Ereignisse und liegt daher au3er-
halb der Kontrollkompetenz des Parlaments, die sich grundsétzlich nur
auf bereits abgeschlossene Vorginge, nicht aber auf laufende Verhand-
lungen und Entscheidungsvorbereitungen erstreckt.

Grundsitzlich sind Indigenen-, Umwelt- und Klimaschutz, insbesondere
das Pariser Klimaabkommen, wichtige Anliegen der Bundesregierung.
Diese wurden und werden auch zukiinftig regelmafig gegeniiber Regie-
rungsmitgliedern anderer Staaten und deren Vertretern angesprochen.
Die Linien des in Threr Schriftlichen Frage angesprochenen Schreibens
des Staatsministers Niels Annen an Sie vom 7. September 2019 verfolgt
die Bundesregierung auch weiterhin.

Berlin, den 4. Oktober 2019


https://www.thoguardian.com/world/2019/sep./13/brazil-environment-minister-climate-denier-group-ricardo-salles
https://www.camara.leg.br/noticias/576927-ccj-aprova-pec-sobre-ativades-agropecnarias-em-terras-indigenas/
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